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ZEITUNG FUR DEN HESSISCHEN BURGER

" 	 • i 

Nr.3/7S 	 Herausgegeben von der F..D.P -Fraldion,bn Hessischen Landtag TeL 061 21 - 30 60 24 

Wahlpro.uramm de F.D. P.·Hessen zur 

- Die Griindtu.'lg '\fOIl Abwässu feI- gar nidlt edel' nur schwer ab3e­

bänden und der' Bau überregio-' baut oder ausgeschieden werden und 
naler· Kläranlagen ist. zu fördern. sich. daber im' Organismus anrei­
Sie müssen mindestens ,mit einer ·chern.. Deshalb fordern wir:Landtauswahl '78, biologischeR ReiniguftgSStuie aus.,. _ Alle neu in den Handel gelan­
gestattet sein, eine' ehemische genden Stoffe sind auf ihre Um­
Reini8Ungsstufe. ist emmplanen. weltverträglichkeU zu prüfen.
Bei der OberGächelU!tlltViliisse1'ung . 
grotSer Defesdgt'er FlächeR' (Flug- - Es ist dafür Sorge zu tragen, daß 
bafen, Autobahn) sind gegebe- Gebrauchsgüter. die giftige 
nenfalls RegenklAranlagen zu Schwennetalle enthalten, z. B. 
errichten. cadmiumbalt,ige Ba,tterien, zurück-Beschlossen auf dem Landespaliteltag· 

_ 	 Alle Abwässer, die Umweltgifte gegeben und. ~chgerecht g,:la­
oder Schwermetallverbindungen gert werden konnen. Sie smd 

.-1. entsprechend zu kennzeichnen. 
enthB;lten, sind '!'om Ventrsa....er Ihr Ersatz durch gleichwertige, 
chemISch vorsuklären. aber hartnlosere Produkte ist zuin Kassel am 22./23. April 197 

Cl) AbfaUbeseKigung. ReC)'Oling forcieren. 
Zur EinspaJ:1llllg YOn Rohstoffen muß - Lebensmittel und Güter des täg­
die AbfaJ1lb.esei;tigung so organisiert lich Gebrauebs, insbesondere auch 

A) Martdernngspunkte für eIRe oder Geschmack- werden, daß im Zu~e der Verbesse- Importwaren, sind verstärkt auf 
libera.le Umwelipolitik flächenwasser durch vermeh!'t. zu stoffe beeinträ 19t sein. I ~g der Te~ologlen.eine stufen-. gesundheitsschädliche Rückstände 

- bauende Rückhaltebecken gesorgt Dieses Ziel' kan . nur durch Erbat- welse fortschreitende Wiederverwe~- .' 
Grundsu.tze . wird. Diese sind, wo möglich, zur tu d G d b t- dung des Abfalls durch AufbereI- und Belmengungen' zu kontrol­
'f:Jmweltschutz ist eine in aUe Le- Schaffung von Feuchtbiotopen zu m~:lich:: A=~=~~n;nerre~t tung zu neuen Ausgangsprodukten lieren. Die Ergebnisse solcher 
bensbereiche eingreifeade überge- nutzen. . werden..· ermöglicht wird. Untersuchungen sind der öffent­
ordnete Aufgabe des Staates und Z E' ....._-,. .... _4- 'D_........ ' . 1 Abfallp--... ·1-te . Alt- .' be'
seiner Bürger; er dient der Wie- ur lJb.....ul1uung _8gi:Ut!r """'........... Dafür sind folge;nde Maßnahmen ge- - Spezle le . nA......... Wle •• lichkeit bekanntzuge n, ~ ei­

.... ~ t llu t.md Erhaltung 1m- kn Außenberelcb sind die Bestim- eignet: i glas, Altr>apler, Kuns~stoffa.bf~le, ne verstärkte Verbraucheraufklä­d er.,.,..s e ng mungen des' Bundesbaugesetzes i, Altreifen, Altmetalle elDschheßhch 
sarer Lebensgrundlagen. strikt anzuwenden. Die Effektivi- - Gnmdwasser!mtnabmen haben des besonders wertvollen Alu- rung zu erreichen. 
Nur eine verantwortungsvoD.e l.!m- tät der Bauaufsicht ist entsprechend sich an so~gfältig ermittelten miniums, sind durch getrennte _ Die Anwendung schwer abbau­
weltpootik schafft alllch für künf- zu stärtteo.. Gegen widerrechtliche Werten über idie Ergiebigkeit der und kostenlose Einsammlung und barer Giftstoffe zur Unkraut­
tiga Generationen dte Vora~etzun- :Qebl!uung muß energisch eingeschrit- Reservoire ZU orientieren, d. h., Aufbereitung der Wiederverwen- und Schädlingsbekämpfung muß 
gen einer angemessem ausreich.enc:ien ten werden. ' an der geringsten natürlichen dung zuzuführea. Die in Erpro- Zug um Zug eingestellt werden. 
I..ebensqualität, wofür sieb die ~.n.p. Dif;! weitere J\rJSied111Dg ven Ge- Zusickenm· einen Zeit- bung befindlicheR Verfahre1"l. zur An ihre Stelle müssen so weit 
:in besonderem MatIe 1'erpllicbtet lII"erbe- ttnd Industriebetrieben so- l:IDUD von Jahren über einen mechanischen Sortierung vonAb- wie möglich biologische Schäd­
tii1:Ilt. wie die Erscbließung neuer Wohn- IangenB tungszeitraum hin- fällen sind unabhängig von. ku.t-z- lingsbekämpfungsmittel1reten. 
W't.rlIBchatmche .1&'ntsd.Ietdtmgeo rnas- gebtete arid sonstiger .AnlageD soll weg. fristigeo Mal"ktschwankungen Zl1 _ Ein Umweltchemikaliengesetz, das 
ssea. mit ökcl~ischen Prinzipien j,n in. Einklang :mit den Erfordernissen - Ein groBrä. unterstützen, ihre Einfü~ :iSt",:,den Umfang mit gefiihrlichen 
Einklang gebracht werden.. Die Um- für' eine sinnvolle übergeordnete Trinkwasse etze Jst anzustreben. voranzutreiben.· .,Stoffen regelt, ist beschleunigt 
weltvertrliglichkeit oder die edor- RaumpJ.abung erfolgen. ~en' Ratim- _ Sparsamer mgang mit Trink- _ Eine kostengünstige RückfQhnmg vorzulegen. 
deriichen Um~eltseJ:lUtzmaßnabnl~ ßrdnungspUhu:m der Reglonalen Pia- wasser und die Ausnutzung al- von Klärschlamm. lind organi­
sind bei alleII. öffentlichen und pn- nuagsgemeinschaften ist deshalb Ge- let" sich bie den Möglichkeiten schen Abfällen ist durch. Kompo- e) Lirmschatz, Laftreinba.ltung 
veten Planungeg vorraagig zu be- setzeskraft Zll vedeiben. Alle Flä- zur Mehrfa utzung des Was- stieren zu erreichen. Hierzu sind 
achten. Ökologische Bestanclsauf- chennutzungs- und Bebauungspläne sers,' besond rs 1m industriellen schnellstens Modellanlagen zu er- Lärmschutz hat sich an den für die 
Ilahmea. des gesamten Na:tumaus- sind den Raumol'dnUAgsplänen an- Bereich, ehe so Fortfall der Ra- richten und finanziell zu unter- Gesundheit der Bevölkerung not­
haltes smd vo:::rulegen und m rEigel- zupassen. batte für erbraucher sind stützen, die dem neuesten Stand wendigen Grenzwerten zu orien­
mißi«en Abständen fortzuschreiben. .,,_ T ~"'M-"'-ft dringend 	 wissenschaftlicher Erkenntnisse 
WisseMChafUidle Erkenntnisse und An Natvscha~ .\$,d ............."'!;' s-. .. auf diesem Gebiet entsprechen. tleren. Auch an bereits bestehenden 

illre Auswertung müssen ohne Ver- pflege sind moglichst viele Burger - Staatbche . trolle uber beste-	 , Verkehrswegen an denen tnfolge 

. . . zu beteiligen. Deshalb hende Tri~asserlieferungsver- - Die Entwicklung moderner Tech- ,
zög~ng .Emgang. ~ die prak~e _ ist di B ölk ' ch ---'-t' träge ist nöU'" damit nicht durch nologien für die Abfallbeseiti- älterer, unzureichender Planungen
PolItik fmden. HIerbei maß die e ev eruDg sa g............,. 	 B ~ly ) . d ls "be_Rn:... Lä b 1" ti für

Verantwortung melUlchlichen Han- und frühzeitig zu informieren langfristige ~eferverpfhchtungen gung (z:. ., ... ;y.v se sm a u .n......'Ce rm e as pmgen 
de1ns für den FortlIIestand allen - sind Naturschutzverbände zu för- Raubbau ami Grundwasser durch- Ersatz fu~ dIe ver~retlnung ver- 'die Anwohner auftreten. sind nach 
Lebens mit einfließen. dern gesetzt werd,n kann. stärkt weiterzu~ntwickein. und nach die notwendigen Verbes-
M ßft hmen des Umweltschutzes die- - sind Naturschutzbeiräte zur Hilfe - Zum Schutz !vor der wachsenden - Die Lagerung m geordneten De- serungen vorzunehmen und die Fi­
. a ~cht nur dei' Wiederberstelkmg für die zuständigen Bebörde. zu Gefährdung 'von Gewässern und ponien, die immer.. für Reststof- 'tt 1 d für b 'tzu t 11 

nett III berufen _ auch im Bin- fe, Verbrennungsruckstände und nanZIlll e a erel seen. 
::.. !rhaltun

g
chd:zuu:re~?;;: - ist ein über die Möglichkeiten des ,die bestehenden mineralische Abfälle notwendig In Bereichen, in denen Lärmbelä­

lät:le ag~a~ 1 unmittelbar Betroffenen binaus- iIisbeson- bleibt, hat so zu erfolgen, daß stigung aufgrund der bereits vor-
p zu s a .en; La itök 'e. gehendes, wirksames Klagei'echt von Erdöl eine Beeinträchtigung des Grund- bandenen Siedlungsdichte durch ent­
~wd~chutz:: ~ . ~notm gegen umweltbeeinflussende Maß- überprü- wassers - auch über lange Zeit- sprechende 'l'rassenfübrung allein 
stärkt c:e~~ ~~~e.::en.~ nahmen gesetzlich Zll verl'lDkern. zu ver- räume - ausgeSchJ.ossen ist. nicht zu venneiden ist, ist bereits 
für die Umweltvorsorge veransdllag- bei der Planfeststellung ein die be­
teD Mittel sind ein Grlldmesser für rechtigten Interessen der Anlieger 
daß Umweltbew14ßtseiD. der Regie- befriedigeader Lärmschutz auszu­

~lage der Die Spitze 	 :na:e~aßnahmen, dieUmwe1q,oUtlk sind eine Lärm-
eine klare und wirksame Gesetzge- und Abgasvenninderung an Kraft­
bung und gut ausgestattete Kon- fahrzeugen zum Ziel baben, sind zu
trollorgane; diese müssea in ihrer 
Zuständigkeit elßdeutig und für den unterstützen. Staatliche und kom­
Büll:ger jederzeit erreichbar sein. ,munale Betriebe müssen durch ent­

sprechende Umrüstung der Linien­
a) Natursch1ltz und 

busse und anderer öffentlicher Fahr­Landschaftspflege 
zeuge mit gutem Beispiel vorange-Die Erhaltung eines Höchstmaßes an 


freier Natur in allen ihren Teilbe­ hen. 

reichen und naturgemäße Land­
 Die im Bundesimmissionsschutzge­
schaftspflege ,sichern die Bewohnbar­ setz bzw. dessen Durchführungsver­
keit unSei'es Landes auch für künf­ ordnung festgelegten Grenzwerte für
tige Generationen. die Schadstoffbelastung der Luft 
Nach Eingriffen in den Naturhaus­ sind dem jeweiligen Stand wissen­
halt ist hesonders auf die Erhal­ schaftlicher Erkenntnisse anzupassen. 

,tung und Wiederherstellung der Für erbschädigende, krebserzeugende
Vielgestaltigkeit der Landschaft Wert und hochtoxischeUmweltltifte sind 
zu legen. Mischwälder anstelle der die Emissionsgrenzwerte drastisch 
Monokulturen fördern' den Arten­ zu senken und Immissionsgrenz­
reichtum und verringern die An­ werte festzusetzen. 
fälligkeit gegen Schädlinge. Die 

Insbesondere sind auch bisher nichtGröße der Wildbestände ist ökolo­
erfaßte Schadstoffe sowitJ synergi­gischen Zielsetzungen unterzuordnen. 
stische Wirkungen von SdladstoffenWeniger mit technischen und che­ zu berücksichtigen.mischen als mit biologischen Mit­

Ekkehard Gries (Oberursel), 	 Otto Wilke (Diemelsee),teln ist gesunde Umwelt zu erhal­	 Für bereits ausgewiesene Belastungs­Ressischer Innemninister, Vorsitzender der ­
herbiziden (z. B. mr Beseitigung des Spitzenkandidat der F.D.P. Ressen F.D.P.-Landtagsfraldion gebiete sind die geforderten Emis­

Bewuchses an Bahndämmen und " 

ten. Die Verwendung von Total­

Kandidat auf Platz 3 der Landesliste sionskataster schnellstens fertlgzu­
Gleißdreiecken) muß durch Gesetz ____________________..__...________~--------- steUen und der Öffentlichkeit zu­
auf ein Mindestmaß beschränkt wer- gänglich zu machen. Desgleichen 
den. b) Wasserversorgung und schärfen. Ihre Einhaltung ist d) Verbesserter Schutz vor sind meteorologisch-klimatische Ge-
Der Wasserhaushalt ist zu schonen, Abwasserreinigung streng zu üb~rwachen. Umweltgiften 	 .' samtgutacbten für diese Regionen
indem Fluß- und Bachbegradigun- Jeder Bürger muß sich mit ein­ - Dei' Grund~sserspiegel 1st auch Unsere Gesundheit ist durch eme zu erstellen, wobei eine ausJ..etchend 
gen., Verrohrungen und Betonie- wandfreiem Trinkwasser versorgen in bebauten! Regionen zU erhalw große Zahl von Umweltgiften ver­
rungen möglichst unterbleiben, die können. Es darf keine schädlichen teIl durch vermehrte Versicke­ schiedenster Art bedroht. Besonders große Zahl von Beobachtungsjab­

Rodung der Bachufer einge-~en enthalten und nicht rulig VOfl Oberfläcbeawasser.' gefäru:-lich sind solche Stoffe, die ren zugrundezulegen ist. 

1 t 
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c) Förderstufe - Die Entwicklung additiver Ge-
Die Förderstufe ist grundsätzlich samtschulen ist voranzutreiben.Markierungspunkte für eine liberale pädagogisch ni$t mehr umstritten, - Die Schulversuche mit integrier­
denn sie vermeidet eine zu frühe ten Gesamtschulen sind weiter zu 
Festlegung der Schüler auf bestimm- konsolidieren und im Sinne "of­
te Bildungsgänge. In Hessen wird fener" Schulen weiterzuentwik­Bildungs- un'd Kulturpolitik 
sie darum seit 1957 nach und nach keln. 

eingeführt, und seit 1969 ist sie Die additive Gesamtschule hat sich 


Prlambel . Wir brauchen Schulen, die in' ihrer - durch Einzelkontakte und erzie­ gesetzliche Regelschule. Um sie wei- besonders bewährt wegen 
Liberale Bildungs- und Kulturpolitik Größe überschaubar sind. Die SChü­ hungspsychologische Beratungen ter zu verbessern und allgemein - besserer Durchlässigkeit zwlsdten 
stellt sich der gesellschaftlichen Auf­ ler dürfen ihre Schule nicht als - durch regelmäßig stattfindende einzuführen, halten wir für nötig: den verschiedenen Bildungsgän­
gabe durch Informqtion, durch Be­ Riesen-Labyrinth erfallren, wo per­ Elternabende, bei einer Beteili ­ - Die bestehenden Förderstufen gen 
reitstellen von vielfältigen Betäti ­ sönliche Bezüge verkümmern. Der gung einer möglichst großen Zahl sind alle mit Stütz- und Lift- - besserem Verständnis zwischen 
gungs-, Mitgestaltungs- und Mitbe­ Schüler hat Anspruch auf die von Eltern kursen und den dafür erforder- den Schülern wie auch den Leh­
stimmungsmöglichkeiten dem Ein­ menschliche Zuwendung seines Leh­ - von Mit­ lichen Lehrern auszustatten, rern vorher getrennter Schul-Vermehrte Ausweisung
zelnen einen wesentlichen Beitrag rers wie auf qessen Objektivität. - Zwischen den einzelnen Förder- formen.teln für die Organe der Eltern­
zur ~staltung seines idividue1len Die Lehrkräfte müssen von Verwal­ stufen und den. weiterführenden .Die bisher in Hessen bestehendenvertretung,
und gesellschaftlichen Lebens 'zu er­ tungsarbeiten entlastet werden; da­ Schulen muß eine verbindliche ISchulversuche mit Gesamtschulen 

- Ausbau des Rechts 'der Eltern,möglichen. zu sind Schulassistenten, Bibliothe­ Koordinierung in bezug auf Ar- werden den Zielen der "offenen
Einsicht in schulische Gutachtenkare, Schreibkräfte in ausreichen­ Schule" noch nicht voll gerecht. SieSie orientiert sich daher an folgen­ über ihre Kinder zu nehmen. 

beitsplätze und Lernmittel statt-
der Zahl erforderlich. finden. müssen daher auf der Basis wis­den Grundsätzen: Eltern und Lehrern müssen mehr Das Elternrecht bleibt unangetastet. _ Vor Einführung der Förderstufe senschaftlich überprüfter Erfahrun­

- Kultur, verstanden als Gesamt­ Schulpsychologen, und Sozialarbeiter Über die Wahl des 'Bildungsweges sind die Eltern besser über den gen so schnell wie möglich konsoli ­
heit unserer Lebensäußerungen, als Berater zur Seite stehen. ihres Kindes sollen die Eltern in Sinn und die Organisationsform diert ,und weiterentwickelt werden.
ist der Ausgangspunkt und Maß­ Wir brauchen gute Lehr- und Lern­ enger Zusammenarbeit mit der Schu­ zu informieren. Sie müssen u. a. Dazu gehören die Verbesserung der
stab ll'beralen politischen Han­ mittel und eine bessere Durchfüh­ le entscheiden. wissen, daß sie die Entscheidung Schüler-Lehrer-Relation, die Erhö­
delns. rung der durch die Verfassung ge- über den weiteren Bildungsweg hung der Zahl der Schulpsycholo­

- Bildungspolitik dient dem Ziel, botenen Lernmittelfreiheit. 4. Demokratie und Partnerschaft in ihrer Kinder auch nach Ablei- gen und Schulassistenten, die Ar­
den Einzelnen zur Teilnahme und Wir setzen uns ein für: der Schule stung der Förderstufe behalten rondierung im baulichen Bereich,
Teilhabe an der kulturellen Ge­ und eine Wiederholung einer Maßnahmen zum Erzielen pädago­
staltung der Gesellschaft zu be­ - möglichst baldige Ablösung des Das bisher im Schulwesen prakti ­

Klasse fordern können. gisch vertretbarer Betriebsgrößen,Ausleihsystems zugunsten einer zierte hierarchische Verwaltungsmo­fähigen. Reduzierung der Zahl der Diffe­Übereignung notwendiger Bücher dell soll durch ein demokratisches- Kulturpolitik ist zu ,verstehen renzierungsmodelle, Verstärkung der
als ständiges Angebot zu indi­ Und Ersetzung anderer Bücher Modell abgelöst werden. 'Der Schü­

.Förderungsmaßnahmen.durch geeignete Lern- und Ar- let muß seinem Alter .gemäß selbst­vidueller und gesellschaftlicher e) Sonderpädagogische Einrichtungenbeitsmaterialien, verständliche MitbestimmungsrechteSelbstverwirklichung. Wir unterstützen alle Maßnahmen,- verstärkte finanzielle Aufwen- und -pflichten erhalten. Insbeson­- Bildungs- und Kulturpolitik sol­ die auf frühe Behandlung und Ein­
len dazu beitragen, die kreativen, dungen für den neuen Lehrin- dere muß er auch an den Entschei­

gliederung Behinderter sowie engehalten (Rahmenrichtlinien) ent- dungen über Lernprozesse und Lern­d. h. gestalterischen Fähigkeiten Verbindung der sonderpädagogischen
des Einzelnen im Verhältnis zu sprechende Schulbücher, inhalte beteiligt werden. Nur da-

Einrichtungen mit den anderen Schu­- für mehr Transparenz bei der durch kann er demokratische Grund­seiner Umwelt zu entwickeln und len abzielen.Entscheidung, welche Lernmittel haltungen und Verhaltensweisen inzu fördern, indem sie entspre­
chende Erfahrungs- und Gestal­ in den offiziellen Katalog aufge- der Praxis kennenlernen und aus- So sollen: 

tungsräume eröffnen. 
 nommen werden, üben. - Sonderpädagogische Erziehung in 

- mehr Mitsprache und Mitbestim- Jüngere Schüler werdi!ll in den Ent- Verbindung mit psychologischer 
L Erzlehungs- und Bildungspolitik mung der Betroffenen an der scheidungsgremien durch die Eltern und medizinischer Behandlung 
:Demokratische Bildungseinrichtun- einzelnen Schule bei der Auswahl vertreten. In dem Maß, in dem die schon im frühen Kindesalter dem 
gen stehen unter der Wertordnung der Lern- und Lehrmittel aus Schüler ihre Interessen selbst wahr- Behinderten die Chance zum spä­
des Grundgesetzes und der Hessl- dem offiziellen Katalog. nehmen können, nimmt somit die teren Besuch der Regelschule er­

öffnen.schen Verfassung. Dies bedeutet für Wir brauchen eine Lehrerausbil- zahlenmäßige Beteiligung der Eltern 
uns: Erziehung zu dung, die sich an den Erfordernis- ab. Die Eltern behalten aber stets - Sonderpädagogische Vorschulein­

sen der Stufenstruktur der Schule den Anspruch auf direkte Informa­ richtungen für Behinderte und 
- Mündigkeit und Individualität orientiert und vor allem für die tion und Mitwirkung. Auch der von Behinderung bedrohte Kin­
- Toleranz und Respekt vor dem Aufgaben innerer Differenzierung Lehrer muß ein höheres Maß an der verfügbar sein. 

anderen . - Alle Arten von körperbehinder­_ Verantwortungsbereitschaft und und für die Erzieherfunktion des Entscheidungsfreiheit und Mitbestim­
ten Schülern Zugang zur Sekun­Entscheidun§fähigkeit Klassenlehrers qualifiziert. mung erhalten. 
darstufe II haben, indem ein­_ sozialem Engagement und Lei- In den Prüfungsordnungen ist da- Die F.D.P. fordert liaher eine we­ zelne zentral gelegene Schulenstungswillen, her die Bedeutung der allgemein sentliche Verbesserung der Schul­ baulich entsprechend projektiertd. h. Entwicklung zur selbstverant- berufsqualifizierenden Ausbildungs- verfassung im Sinne dieser Grund- Dr. Wolfgang Gerhardt (Ullrichsteln), werden.

wortlichen Persönlichkeit. anteile. gegenüber dem Fächerstu- sätze. ' Mitglied des Präsidiums Im Übrigen sind sonderpädagogische
Diese Ziele haben wir bei der Dis- dium durch besondere Gewichtung der F: D. P. Hessen, . Einrichtungen mausreichender An­
kussion um die Rahmenrichtlinien auszuweisen. 5. Schulref0I'fD, ~dlblversuche Kandidat auf Platz I) der LandesllSte zahl zu schaffen, die vorhandenen 
erfolgreich vertreten und damit an ?er Gleichwe:tigkeit der Stufenlehr­ nurDie Schule kann ihre Aufgaben entsprechend den neuesten Erkennt­
ihrer Entwicklung zu ideologiefreien amter muß el.Pe neue Regelung d:r erfüllen,wenn sie auf del' Höhe nissen der Sonderpädagogik zu ver­
Bildungsplänen wesentlich mitge- Lehrerbesoldung entsprechen. WIr - Die Schulträger, in deren Bereichihrer Zeit ist. Sie muß dem gesell ­ bessern und die therapeutische Auf­wirkt. werden qns für eine erneute Initia- die Förderstufe noch nicht ein­schaftlichen Wandel und der wissen­ gaben in den Vordergrund zu stellen.tive auf Bundesebene zur Neurege­ geführt ist, haben anhand vonschaftlichen Entwicklung angepaßt Die Ausbildung sonderpädagogischerlung einsetzen. Richtlinien, die von der, Landes­Z. Lernen soll Freude machen werden. Fachkräfte zur Erfüllung der obi­regierung zu erlassen sind, dieWir brauchen Schulen, in denen das So ist Schulreform zu verstehen als gen Aufgaben ist vorrangig.äußeren Voraussetzungen zur Ein­Bewußtsein für Leben als Ganzes Weiterentwicklung der Schule ent­ führung zu schaffen.durch weitgehende Verzahnung von sprechend den veränderten Bedin­ 6. Lehrstellen vermehren und 
"Allgemeinbildung" und Berufsbil ­ gungen und Anforderungen der Berufsschulen ausbauend) Gesamtschulen als liberaledung gefördert wird. Weder dürfen Wirklichkeit. Wir werden weiterhin Obwohl im letzten Jahr, dank derZukunftsperspektive ohnezukünftige Arbeiter oder Handwer­ darüber wachen, daß Schulreform Kooperatic.insbereitschaft des Hand­
ker in ihrem Recht a\lf umfassende nicht als Werkzeug ideologischer werks, der Industrie un des l:Jandels,

id1lo10gische Fixierung 
Wir befürworten ein Schulsystem,allgemeine Bildung beschnitte.n wer­ Systemveränderer mißbraucht wird. das jedem Kind und seinen Eltern in der privaten Wirtschaft 5000 Z\l­

den, noch dürfen zukünftige Akade­ sätzliche Ausbildungsstellen geschaf­die Entscheidung über Bildungs­miker frühzeitig in ein isoliertes a) Zeitgemäße Lehrpläne wege und Abschlüsse möglichst lan­ fen wurden, muß ihre Zahl wegen
Umfeld hieingezogen werden, das Die Schule des Jahres 1978 kann ge offen hält und möglichst viele der geburtenstarken Jahrgänge wei­
Handfertigkeiten und die Beherr­ nicht mit Stoffplänen arbeiten, die Wahlmöglichkeiten anbietet, also ei ­ ter erhöht werden. 
schung "einfacher" Lebensweisen als über 20 Jahre alt sind. Eine Erneu­ ne "offene Schule". In der offenen Dazu sollen folgende Maßnahmensoziale Abstufung wertet. erung war längst fällig. Sie wurde Schule, wie sie dem liberalen Bil­ beitragen: . 
Wir brauchen Schulen, die nicht nur durch den ideologischen Kampf um dungskonzept zugrundeliegt, erfolgt - Das 1. Ausbildungsjahr soll auch 
Wissen und rationale Fähigkeiten die ~ahmenrichtlinien hinausgezö­ der Unterricht in einem. Kernbe­ auf Berufsfeldbreite in Koopera­
vermitteln, sondern den ganzen gert. Dank der Anstrengungen der reich, einem Schwerpunktbereich und tion zwischen Ausbildungsbeiriebl
Menschen bilden wollen und die da­ F.D.P. ist es gelungen, den Glau­ in der Form freiwilligen Unter­ überbetrieblicher Ausbildungs­
mit benskrieg zu beenden: Für die mei­ richts. stätte einerseits und Berufsschule 
- die schöpferischen und künstleri ­ sten Unterrichtsfächer liegen jetzt Leistungsfähigkeit, Begabung und andererseits angeboten werden. 

schen Kräfte entwickeln unstrittige ,Rahmenrichtlinien vor. Neigung entscheiden über die Zu­ - Ausbildungsverträge auch in tra­
- die Gesundheit und körperliche Sie befinden sich auf dem neuesten ordnung zu den jeweiligen Gruppen ditionellen "Männerberufen" sind 

Leistungsfähigkeit fördern pädagogischen und wissenschaftli ­ (Klassen). Wir werben für diese verstärkt für Mädchen anzubie­
- das menschliche Miteinander üben chen Stand, indem sie di~ herkömm­ liberale Form der integrierten Ge­ ten. 

und so der Gefühlsarmut und lichen Stoffpläne durch Lernziele er­ samtschule, halten sie für die Schul-. - In der Wirtschaft sind für Abitu­
der Vereinsamung begegnen und setzen. Sie rücken endgültig davon form der Zukunft. In einem über­ rienten Alternativen zum Stu­
zu solidarischem Handeln führen. ab, daß Schüler vor allem den vor­ schaubaren Zeitraum sollen zwei dium zu entwickeln. 

Dr. Werner Brans (Lahn-Wetzlar), gesehenen Stoff wiedergeben müs­ wesentliche Schritte zu ihrer Ver­ - Tarifvertragsfähige Ausbildungs­Wir brauchen Schulen, in denen 
<stellv. Vorsitzender der ' sen, bieten Möglichkeiten Zu indivi­ wirklichung getan werden: ordnungen für behinderte undKräftemessen nicht zum Konkur­

F .D.P.-Landtagsfraktion. dueller Förderung nach Neigung und lernbeeinträchtigte Jugendlicherenzkampf wird und Leistungsbe­
Kulturpolitischer Sprecher, Leistung und sind nicht mehr nach sind zu schaffen und entspre­urteilungen Ansporn bieten anstatt 
Kandidat auf Platz 4 der Landesliste Schulformen unterteilt, sondern stu­ chende .t\usbildungsplätze anzu­Druckmittel zu sein. 

fenbezogen. Der Rahmenrichtlinien­ bieten.Um das zu erreiChen, setzen wir un­
beirat, in dem alle gesellschaftlichen Wir fordern verstärkte Maßnahmen,sere Bemühungen um kleinere Klas­
Gruppen einschließlich der Kirchen die den Sozial- und Lernschwäche­sen und vollständigen Unterricht fort. 3. Partnerschaft zwischen Elternhaus mitgearbeitet haben, daß die Schule ren zugute kommen.Die Zahl der Lehrer muß immer und Schule endlich zu zeitgemäßen Unterrichts­ Insbesondere gilt esnoch erhöht werden. Sie ist von Elternbeiräte in Hessen haben mehr grundlagen kommt, hat ihnen seine Schulentlassenen Ausbil ­• ohne1970 bis 1978 von 30 000 auf 46 000 gesetzliche Mitbestimmungsrechte als Zustimmung gegeben. dungsstellengestiegen. Es gibt jedoch noch Man­ anderswo - nicht zuletzt mit Unter­ • arbeitslosen Jugendlichen undgel in bestimmten Fächern und in stützung der F .D.P. -. b) Nahtloser Ubergang • Berufstätigen, die von der Ar­

Trotzdem könnten die Beziehungen vom Kindergarten zur Schule beitslosigkeit betroffen, bzw. be­
bestimmten Stufen. 
Deshalb sollen die Möglichkeiten für zwischen' Elternhaus und· Schule bes­
junge Lehrer, durch Zusatz- oder Vorschulische Erziehung bedeutet droht sind 

ser sein. Wir ermutigen deshalb die
Erweiterungsprüfurigen die Lehrbe­ nicht verfrühte Verschulung. Die Er­ zu helfen. 

Eltern, ihre gesetzlichen Rechte aus­
fähigung in Mangelfächern zu er­ fahrung mit der Eingangsstufe sind Zusätzlich zu den Maßnahmen der 
werben, geeignete Unterstüt­

zuschöpfen. Wir erwarten, daß ge­ ebenso ermutlgend wie die mit Mo­ Arbeitsverwaltung sind sozialpäd­durch wählte Elternvertreter ihre Aufg'a­ dellversuchen in Kindergärten. agogische Hilfen für diesen Perso­zungsmaßnahmen - z. B. finan­ ben nicht als parteipolitisches Man­ nenkreis anzubieten.zielle Unterstützung oder Entla­ Nun kommt es darauf an, daß überall .dat mißbrauchen. Die schulische Berufsbildung mußstungsstunden - gefördert werden. - für alle Fünfjlihrigen eines derWir werden für mehr und bessere verbessert werden, sowohl im du­Deshalb muß eine gleichgute Ver­ beiden Bildungsangebote auf frei ­Ausschöpfungsmöglichkeiten der El­ alen System, wie in den Angebotensorgung mit Lehrern für alle gleich­ williger Basis besteht,ternrechtesorgen. Zum Beispiel: von Vollzeitunterricht.altrigen Schüler in der Sekundar­ - gleichgültige Eltern vom Wert Im einzelnen:stufe I durch eine Schüler-Lehrer­ - dadurch, daß Elternvertreter, die 
vorschulischer Bildung überzeugt - Die Rahmenlehrpläne der Berufs­Relation von höchstens 20:1 erreicht ihre Pflichten wahrnehmen, kei­
werden (Hausbesuche) und so­ schulen müssen mit den betrieb­werden mit dem Ziel, kleinere Klas­ nen Lohnausfall zu befürchten 
mit Kinder aus bildungsfremdem lichen Ausbildungsplänen bessersen überall zu bilden. haben , 
Milieu nicht benachteiligt blei ­ Alfred Schmidt (Kassel) MdL, abgestimmt werden.Der schrittweise Ausbau eines An­ - durch weitaus bessere finanzielle 
ben, Sozialpolitischer Sprecher der - Das Berufsvorbereitungsjahr fürgebots an Ganztagsschulen vornehm­ Ausstattung der Elternvertretun­

F.D.P.-Landtagsfraktion, junge Menschen ohne Hauptschul­lich in sozialen Brennptmkten ist in gen, als dies bisher geschehen ist - das Kindergartenjahr für Fünf­
Kandidat auf Platz 6 der Landesllste abschluß bzw. AusbildungsstelleZusammenarbeit mit den Schulträ­ - durch Informationsschriften über jährige entsprechend der Ein­


gern ,einzuleiten. die Mitbestimmungsrechte gangsstufe beitragsfrei wird. ist beschleunigt auszubauen. 
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- Die Voraussetzungen für ver­ Wahl des Studienfaches müssen eine 


mehrte Einführung des Block­ Ausnahme bleiben. 

untenichts sind zu schaffen, so Erhöhte Akademikerzahlen und die 

daß in geeigneten Bereichen der damit verbundene umfassende He­

Berufsausbil:dung die Lernorte bung des Ausbildungsstandards ma­

Scl1u1e und Betrieb phasenweise chen allerdings ein Umdenken edor... 

abwechselnd ausbilden, was zu derlich. Wer ein Studium aufnehmen 

einer optimalen Auslastung be­ will, muß sich darüber im. klaren 

trieblicher Ausbildungskapazitä­ sein, daß er damit zwar die gegen­

ten führt. über früher erheblich vermehrten 


- 1m Rahmen der 12, Wochenstun­ Bildungs- und Ausbildungsmöglich­
den berufsbegleitenden Unter­ keiten wahrnehmen kann, aber noch 
richts muß der Lehrling auch keine Berechtigung auf eine spätere 
ein Angebot allgemeiner Bildung Verwendung in herausgehobener 
erRetten, das ihn in seiner Per­ Stellung erwirbt. 
sönlichkeitsentfaltung und Mün­ Wenn die Konservativen in die­
digkeit fördert. sem Zusammenhang von "Überquali ­

- Die 12 Wochenstunden sind ent­ fikation" sprechen, reduzieren sie 
weder auf zwei Schultage mit das Wesen der Bildung auf eine 
sieben und fünf Stunden aufzu­ reine Ausbildung zu bestimmten, 
teilen oder als Block:unterricht zu festen Positionen. Dabei übersehen 
organisieren. sie sowohl die in der modernen 

1Iechnischen Welt wachsende Gefahr 
'1. 	 FIir klare Zuständigkeiten und der Unterqualifikation als auch die 

den Abbau des Bildungswirrwarrs ständige Veränderung der Berufs­
Schule und Hochschttle sind zwar chancen. 
Ländersache, aber niemallld ' ver- Die Einschriinkung von Bildungs­
kennt, daß vieles eiftheitl.ich sein möglichkeiten im Sinne eines "Po­
muß. Auch der Bericht der Bundes- Iitischen Numerus Clausus'" ist da­ tz 8 der Landesliste 
regierung über _ die strukturellen her entschieden abzulehnen. 
Probleme des föderativen Bildungs-	 chance" und b d P 
sy:stems bat unsere Auffassung be- 10. Im studenten den studierenden - r esserung es ra-
MätJgt. Diese unterschiedliche Hand- Staatsbürger sehen xisbezuges ist: besonderer Wert zu 

legen. i 
bMmRg der Kulturhoheit gefährdet Die Studenten dürfen nicht ins ge- Fernstudium ~.d Studium im Pra­
die Chancengleichheit und die Frei- sellschaftfiche Abseits gedrängt wer- xisverband sin weiter zu entwik­
zilgigkeit innerhalb der Bundesre- den. Deshalb, treten wir Versuchen. km. Die Mö lichkeit der Weiter­
ptiblik. sie pauschal zu diskriminieren und 
Daran ändern auch Abkommen eier unter ein entsprechendes Sonder- bildung ist au geeigneten Bawer­
""u Ml'~lste"""ra"sl'denten nichts. cht' tell t ch' d tg bern ohne a geschlossenes Hoch­
"'U 4~ • '" 	 re zu s en" en s le en en e- schulstudium zu eröffnen.
W"tr bleiben daher bei unserer li'or- gen.
derung Ilach einer Rahmenkompe- Allerdings muß auch hier _ wie in Die Vorschriften über die Regel­
tenz des BUIldes im Schul- und anderen Bereichen der Gesellschaft studienzeit ste~en unter dem ..Ge­
Hodlscbulbereich. I . _ gegen jene, die, demokratische bot der' Not" nd sind für die Zelt 
Umer eine bundesgesetzlic'he Re- Regeln 'mißachten oder gar krimi- ihres Bestehe s großzügig auszu"': 
gei:u!tg sellten auf jeden Fall ge- nelle Aktivitäten entfalten, schnell ~~~ng und ~euordnung der Hoch­
stellt werden: und wirksam eingeschritten werden. schulen sowie~'tudienreform dürfen 
- D~e Dau,:r der Schulpfiicht. . Die Verfaßte Studentenschaft mit nicht zur Niv llierung führen. Die 
- DIe GleIchstellung und GleIch- den Rechten der Selbstverwaltung V tzu f" b d .' 

· k 't d S'chul b chI" . . 1 orausse ng n ur eson ere WIS-wert19 el er a s usse. und BeItragserhebung 1st zu erha - ch ftlich Le' t . d 
_ Der Hochschulzugang (Zugangsbe- ten. Andernfalls würde eine wesent- sen~ , a e. IS ungen sm zu 

rechtigung). liche ,Gruppe im Hochschulbereich ,ver essern. I 

- Struktur und Abschlüsse der Leh- ihrer Verantwortung und eigenstiin- 14. Bildungsangebot für Erwachsene 
rerausbildung. digen Vertretung beraubt. Bildung darftt Schule und Hoch­

11. Verbesserte Studienberatung und schule nicht a hören. Mündige Bür­
gerechtere Ausbildtmgsförderung ger bilden si weiter - nicht nur 

, beruflich. EiJ:~e freie Gesellschaft 
Die Information der Bewerber und bedarf immer I- mehr immer besser 
Studenten über die bestehenden und gebildeter BÜ~~'el(, weil Bildung kri-' 
sich abzeichnenden Verhältnisse hin- tikfähig mach. Nur kritische Bür­
sichtlich Ausbildung und Berufs- ger, die ges chaftspolitische Zu­
chancen muß umfassend sein und sammenhänge erkennen und proble­
ist ZU vertiefen, wobei kurzlebige matisieren können, sind imstande, 
Warnungen wie Ermutigungen zu institutionelle1Un!reibeit wo möglich 
vermeiden sind. zu beseitigen. ; 
Die' Ausbildungsförderung als we- Die sozial-lib~ale Koalition hat die 
sentlicher Beitrag zur Chancengleich- außerschulisch Jugendbildung und 
heit muß insbesondere wegen der 
durch Einführung der Regelstudien- die ErwachS enbildung durch das 
zeit verschärften Arbeitsbedingungen Jugendbild~ngsförderungsgesetz

(HJBG), das Bildungsurlaubsgesetz
überprüft und verbessert werden. (BBUG) und. 

1 

das Erwachsenenbil ­
12. Die Forschung fördern dungsgesetz (hBG) erheblich ver-
Hochschullehrer und wissenschaft- stärkt. Durch iese Gesetze wird die 
liche Mitarbeiter Schaffen Zukunfts- Bildungsarbei der freigemeinnützi­
inveStitionen, die der nachdrückli- gen Träger -'- der Bildungswerke 
chen Förderung wert sind. der Gewerks&aften, Kirchen, Ju­
Das ist für UDS nicht nur eine gendOrganiSa~'nen, Unternehmens­
Frage der Finanzierung, sondern verbände etc. - neben den schon 
vorrangig die Frage der Sicherung länger bestehe den Volkshochschulen

Eberbard Wegbom (Steinau). von Wissenschaftsfreiheit und sorg- gefördert.Rechtspolitischer Sprecher :J;ältig abgewogener HochSchulauto- D.ie F.?~. w~:d dafür sorgen, d~ß
der F. D. P.-Landta.gsfl1'ktion, nomie. 	 dle Mo~hchkelten der _außerschuli-
Eandida' auf Platz '1 der Landesliste Im Hinblick auf die Zukunft unse- sch~n Blldun~aUSgeSChoPft und er­


rer Gesellschaft ist die Grundla- w;ltert wer:Ie . 

genforschung von hervorragender HIerzu ~eho a.uch, daß nach ~em 


I. 	Den Hochschulen Freiheit und Bedeutung. Außerdem sind Hoch- Jugendbil~.un ; örderungsgesetz Olcht 
Selbstbestimmung gewähren schulen für Forschung mit Mitteln nur y,:rbändEf sond~n auch .. nirht 

Wissenschaft und Forschung sind Dritter weiter zu öffnen. Wichtig organlslerte JugendlIche gefordert 
als Investitionen in die Zukunft ist schließlich die Umsetzung von werden, z'. B. ~U~ch Jugendzentren 
nacildröcklich ~ fördern. Forschungsergebnissen in TechnolQ- und daß dIe mrlchtung~n der Ju­
Die Hochschulen haben die Aufga- gie und Praxis; denn für unser roh- gen~-, ':lnd n:nbll?ung un­
be, in gemeinsamet" Arbeit ihrer stoffarmes exportabhängiges Land abhanglg v ',' d.en J.ewells ~err­
l\ILUglieder YVissenschafte und Künste sind Qualifikation der Arbeitskräf- sche.nden Mehrhel~en ~.n Gememde, 
durch Forschung. Lehre und S~- te und der technologische Transfer KreIS und Land sem mussen. 
diwn zu pflegen und deren FreJ.- lebensentscheidende Faktoren. 15. JUgendmU~ksCbUlen 
~t in Verantwo.rtung vor der 0:- Daher 1st die Forschung auf allen 
seAschaft awtoaom zu bewahren. DIe Bereichen innerhalb und außerhalbBesonderes genmerk ,richten wir 
Autonomie der Hochschulen ist ins- der Hochschulen nachdrücklich zu auf den wei. ren Ausbau von Ju­
besondere durch. sorgfältige Abwä- fördern. gendmusikschulen. Sie sollen u. a. 
&uni det." Aufgabenverteiltmg zwi- - ein breites Ahgebot an Instrumen­
sche.a ill.aen und dem Staat zu er- 13. Weiterentwieklung der tal- und 	 für Kin':' 
halten und zu sichern. Hochschuleu 

In koJ!I,sequentet." Verfolgung ihres Wir erstreben nach wie vor eine 

bildungspolitiscl:len Programms, den Änderung des Hochschulrahmenge­

"Stuttgarter Leitlinien", will die setzes, ·soweit es unseren liberalen 

F .D.P. auch im Hochschulbereich je- Reformvorstellungen zuwiderläuft. 

eiern ermöglichen, Selbstbestimmung Dies betrifft insbesondere die Fra­

und demokratisches Handeln zu üben ge der Regelstudienzeiten, des Ord­

und ein individuell motiviertes, zu- nungsrechts und der bildungsfeind­

gleich kooperatives Leistungsver- lichen Landeskinderquote beim Hoch­

halten zu entwickeln. Voraussetzung schulzugang. 

hierfür ist die umfassende BetelU- Die Neuordnung der Hochschulen 

gung aller Gruppen in den Kolle- muß von die~n und dem Staat in 

eialorganen und an der Hochschul- vertrauensvoller Zusammenarbeit be­

verwaltung mit dem Ziel einer funk- trieben werden. Anzustreben ist ei ­
14ol1sgerechten Mitwirkung und Mit- 'ne HochSchule, die Durchlässigkeit 

bestimmung; nur durch die Ent- auf allen Stufen erlaubt und für 

scbeidungsbefugnis sachverständiger Ausbildung und Weiterbildung im 

Hochsclmlmitglieder können mate- Sinne lebenslangen Lernens beson­

rielle Aktlonsfreiheit und in der Re- ders geeignet ist. 

gel auch Wirtschaftlichkeit für die Die 1970 vom Land Hessen einge­

Hochschulen gesichert werden. leitete modellhafte Entwicklung der 


Gesamthochschule Kassel ist weiter-
t. 	Dte Hocbschu.len öffnen und de~ zuführen, die Erfahrungen sind aus­

numerus clauws beseitigen zuwerten, der Ausbau ist voranzu-
Wir treten dafür ein, daS jeder, der treiben. 
zum StuElktm b&rechtigt ist, auch Die Studienreform soll ein Angebot Ruth Wagnerl\UiI<J:JIIl"'"",U"
eI.nen Platz an einer Hochschule von inhaltlich und zeitlich gestuf­ Vorsitzende 
seiru&r Wahl finden und ohne über- ten, aufeinander bezogenen (1nte­ F.D.P'.-Il.rejisv~erban(les,
mäßiges finanzielles Risiko studie- grierten) Studiengängen eröffnen. Kandidat aufl Platz 9 der Landesliste 
.. kanL Die Beschränkung in der Auf Orientierung an den Zukunfts­

der aus allen Bevölkerungsschichten 

gewährleisten. 

Träger können Städte, Kreise oder 

gemeinnützige Vereinigungen sein. 

Die Finanzierung der Personalko­

sten soll durch Elternbeiträge sowie 

durch Zuschüsse von Land und Ge­

meinden erfolgen. 


16. Die richtigen Bücher am richtigen 
Platz bereithaJten 

Nicht jeder Bürger hat in Hessen 
die Möglichkeit. kurzfristig jedes 
Buch auszuleihen. Die hessischen 
Großstädte und das Land unterhal­
ten zwar leistungsfähige öffentliche 
und wissenschaftliche Bibliotheken 
- in den strukturschwachen Regio­
nen ist das Angebot jedoch nicht 
überall vorhanden. 
Die F.D.P. Hessen fordert deshalb 
ein Bibliotheksgesetz, damit alle 
Bürger ein weltanschauliches unab­
hängiges Bücherangebot erhalten. 
Das Hessische Bibliotheksgesetz soll 
die öffentlichen Bibliotheken auch 
aus Landesmitteln fördern, die 
- unabhängig von den jeweiligen 

politischen Mehrheiten ein brei­
tes Angebot für möglichst viele 
Bürger bereithalten 

- einen hessischen Verbundkata­
log unter Einbeziehung der wis~ 
senschaftlidlen Bibliotheken an­
geschlossen sind 

-	 und über den jeweiligen Standort 
hinaus ihr Einzugsgebiet, z. B. 
durch mobile Bibliotheken be­
treuen. 

Edith Strumpf' (Frankfurt), 
Vertreterin der F.D.P. im Ortsbeirat, 
Kandidat auf Platz 10 der Landesliste 

Die mitunter nur wenig genutzten 
Bibliotheken der Schulzentren sol­
len wo m~glich in ein solches Sy­
stem einbezogen werden. 

11. Theaterfinanzierung 
Das Theater ist ein Kunst- und 
Kulturinstitut von hohem Rang. Um 
seine geistige und kÜDstleriscQe Aus­
strahlung zu erhalten und zu ver­
stärken, ist es nötig, daß 
......: den Bürgern aller Landesteile 

der Besuch der Theater erleich­
tert und 

- die Theaterfinanzierung gesichert 
wird. ' 

Das Konzept dafür lautet: 
Die Theaterstädte und das Land 
Hessen bilden einen Landes-Theater­
Verband. 
Ihm obliegt es, öffentliche und pri ­
vate Theater zu subventionieren, 
denn anspruchvolles . Theater kann 
aus Kassenerlösen allein nicht fi ­
nanziert werden. 
Die Zuschüsse der Theaterstädte und 
des Landes, sind aus Mitteln des 
kommunalen Finanzausgleichs zu er­
gänzen. ' 
Die subventionierten Theater ih­
rerseits dürfen Wirtschaftlichkeits­
erwägungen nicht außer Acht lassen. 
Deshalb ist u. a. eine Spielgestal­
tung und Inszenierung im Verband 
anzustreben. Die Jugendtheater be­
dürfen besonderer Förderung. 

18. Museen - mehr Informatiou fnr 
mehl' Besueher 

Die Kunst-, Kultur- und Natur­
schätze der staatlichen und vieler 
nichtstaatlicher Museen sollen sehr 
viel mehr Menschen vertraut ge­
macht werden. 
Ein hessisches Museumsgesetz ist 
erforderlich. Es wurde von der 
F.D.P.-Landtagsfraktion in enger 
Fühlungnahme mit dem Hessischen 
Mus~umsverband bereits in Angrüf 
genommen. 
Es soll den rechtlichen Rahmen für 
einen Museumsentwicklunggplan fest­
legen und damit: 
- Aufgabe und Organisation des 

Museumswesens festlegen und 
seine Bildungsarbeit fördern. 

- Eine' weit größere Kooperation 
aller öffentlichen und privaten 
Museumsträger bewirken. 

-	 Eine gezielte finanzielle Förde~ 
rung regeln. , 

Wichtige Einzelrnaßnahmen sind u. a.; 

- Bessere Präsentation der Samm­
lungen 

- Durchführung von Wanderaus.. 
stellungen 

- flexiblere Öffnungszeiten. 
. \ . 

19. Denkmalschutz für unseren 

historisch gewachsenen 

Lebensraum 


Die Pflege historischer und künst­
lerischer Baudenkmäler_besteht nicht 
allein im musealen Bewahren ein­
zelner Objekte, sondern darüber 
hinaus in der Zuführung des jeweils 
einzigartigen dieser Objekte in eine 
allgemeine Nutzung. Baudpnkmä­
ler sollen soweit als möglich für 
allgemeine Zwecke genutzt werden. 
Ein Durchbruch wurde durch das 
"Hessische Gesetz zum Schutz und 
zur Pflege der Kulturdenkmäler" 
(Denkmalschutzgesetz) eingeleitet, zu 
dessen Schaffung und zukunftswei­
sender Formulierung die Liberalen 
entscheidend beigetragen haben. Es 
hat vielerorts seine Bewährungspro­
be beslanden. 
Nun kommt es darauf an, daß 
- möglichSt viele Bürger sich in 

Sachen Denkmalschutz engagieren 
und diese Aufgabe nicht den be­
amteten Denkmalschützern allein 
übedassen, 

- die öffentlichen Mittel für ,den 
Denkmalschutz Zug um Zug er­
höht werden. 

Die Bodendenkmalpflege hat gleich­
hohe Bedeutung. Historische Boden­
funde sind unersetzbare Zeugnisse 
unserer Landes- und Entwicklungs­
geschichte. So müssen Fundstellen 
in der Grube Messe! unbedingt für 
die paläontologische Forschung zu­
gänglich bleiben. 

20. Freie Kflnste und Literatur 
Die freie, nicht institutionalisierte 
künstlerische Tätigkeit ist ein ent­
scheidender Beitrag zur Selbstver­
wirklichung in Freiheit. 
Daraus leiten wir eine wichtige öf­
fentliche Aufgabe ab. Sie hat zum 
Ziel: 
- Allen Bürgern ist die Teilhabe an 

den Künsten zu eröffnen, also 
die Begeghung und Auseinander­
setzung mit ihnen. 

- Den freien Kunstschaffenden sind 
genügend Möglichkeiten zur Dar­
stellung unq Artikulierung ZU 
bieten. 

Es geht darum, Kommunikation zu 
erleichtern, bildende Künstler und 
Literaten mit ihrem PublikUm zu­
sammenzubringen.' 
Dazu kÖnnen dienen: 
- Einze]veranstaltungen wie 

"Treffs", "Märkte", "Ausstellun­
gen", ,;Autorentage", "Dichterle­
sungen". ' 

- Bereitstellung von Kunstzentren, 
Organisierung von Veranstal­
tungsreihen, Wettbewerbe und 
Preisverleihungen. 

Zum anderen geht es darum, die 
Weiterbildungsmöglichkeiten und die 
soziale Sicherung der Künstler zu 
verbessern, ohne dadurch ihre Frei­
heit und Unabhängigkeit zu beein­
trächtigen. Neben Stipendien und 
Studienaufenthalten müssen also 
Möglichkeiten der Beteiligung an der 
Sozialversicherung treten. 
Schließlich ist vom Land Hessen das 
F.D.P.-Modell für eine ,,Deutsche Li­
teraturförderung" ~ übernehmen. 
Danach sind durch Jurorengruppen 
Werke bislang unbekannter Auto­
ren für eine Förderung auszuwäh­
len, bestehend aus 
- Ausfallgarantie gegenüber dem 

Verlag 
- gezielter Werbung 
-	 Zusammenwirken mit öffentlichen 

Bibliotheken. 

21. LiberaJe Medienpolitik 

Die Organisationstorm der Medien 

mit einer prlvatwirtschaftlichen Pres-o 

se und dem öffentlich-rechtlichea 

Rundfunk hat sich bewährt. Die 

Entwicklung der "neuen Medien" 

(z. B. Kabelfernseben, Videotext) 

darf sich nicht ausschließlich am 

technisch Machbaren orientieren, son­

dern muß sich am gesellschaftspoli ­

tisch Wünschenswerten ausrichten. 

Versuchsprogramme sollen ohne 

Werbung finanziert werden, um die 

Finanzkraft der gedruckten Presse 

nicht zu schmälern. 

Zur Herstellung, bzw. Sicherung der 

"Inneren Pressefreiheit" fördert die 

F.D.P. Hessen Bestrebungen, die auf 

ein Bundespresserechtsrahmengesetz 

zielen. 

Der Hessische Rundfunk muß par­

teiunabhängig bleiben. 
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Markierungspunktefür eine liberale 
Innen- und Rechtspolitik . 
L 	 Den demok.raiisOOen Remtsstaat c) Totalitäres taugt nicht zum Schutz von pädagogisch wirkendem Per­

sichern und den Terrorismus der Freiheit gegen ihre Feinde sonal zu ergänzen. 
wirksam beldimpfen Eine Flut von Vorschlägen und Auf­ - Veränderte kr\miu<.llle '}j;rschei­

Die Liberalen haben schon im vori­ trägen zur Terrorismusbekämpfung nungsformeh wie internationale 
gen Jahrhundert für diejenigen po­ hat sich als untauglich erwiesen, Rauschgift-I und Bandenkrimina­
litischen Ziele gekämpft, die 1949 widerspricht rechtsstaatiichen Prinzi­ lität und insbesondere der 'I'er­
tragende Elemente des Grundgeset­ pien und ist deshalb abzulehnen, rorismus st llen die für den Ju­
zes wurden und seither unseren de­ wie vor allen Dingen: stizvollzug Verantwortlichen vor 
mokratischen Rechtsstaat ausmachen. Die überwachung der Gespräche schwierige robleme der Sicher­
Heute verteidigen wir unsere De­ zwischen Inhaftierten und ihren heit in den aftanstalten. 
mokratie gegen terroristische Ge­ Verteidigern. 	 Diese neuen icherheltserfordernis­-
waltkriminalität mit allen zu Gebote Die Abschaffung der Verpflich­ se sind durch in hierauf abgestell ­

tes Konzept zu lösen; 	 .stehenden rechtsstaatiichen Mitteln. tung zur Zwangsernährung. Ei­

Dabei gelten für uns folgende Prin­ ne Strafvergünstigung für ..Kron- Die bisher engeleiteten Maßnah­


men haben je och dazu geführt, daßzipien: 	 zeugen". . 
die seitherigen bescheidenen AnsätzeDie erstinstanzliche Zuständigkeit für einen B handlungsvollzug ina) Hintergründe des Terrorismus des Bundesgerichtshofes in Ter-
Hessen für a e Insassen der Ju­aufhellen und geistig angeben roristenstrafsachen und damit der 
stizvollzugsans lten verschüttet zu

D~e Bekämpfung .krimineller Er- Ausschluß der Revisionsmöglich­ werden drohe 
scheinungen darf sich nicht in staat- keit. Justizvollzug arf aber nicht an der
lichen Abwebrmaßnahmen erschöp- Die Erweiterung der Sicherungs­ möglichen Ge ährlicbkeit kleinster
fen. Es müssen vielmehr: verwahrung auf erstmals straf- Gruppen oden ied werden, sondern 
_ 	 die soziologischen und psychologi- fällig gewordene terroristische muß auf sinn olle Einwirkung aufGewalttäter. die größtmö iche Zahl angelegtschen Hintergründe erforscht wer- Die Erhöhung der Grenze zeit-

sein.den, 	 licher Freiheitsstrafen von 15 auf 
d) Deswegen erden wir folgende-	 politische Gespräche, insbeson- 20 Jahre. 

To- Forderunge~ durchsetzen:dere mit den von unserer Ge- D' W' d i füh d 
seIlschaft und den Parteien ent- d!:stra::. ere n rung er , - Erstellung leines Justizvollzugs-

des planes zur quantitativen und qua­täuschten Jugendllchen verstärkt Die gesetzliche Normierung 
litativen . Personalentwicklung.und diese gegen Mißtrauen, Haß "gezielten Todesschusses". 
Diese Verbesserung der Personal­und Isolation abwebrbereit ge- Eine Ausrüstung der hessischen 
situation muß auch dazu führen.mach' werden, 	 Polizei mit Maschinengewehren 
daß der bisherige Aufsichtsdienst -	 in kritischer Distanz die Unter- und Handgranaten. entlastet w~rden kann, um tat­

.miede klargestellt werden nvi-	 Das Kontaktsperregesetz muß so no­ sächlich eine sinnvolle Fortbil ­
schen pathologischem Haß auf 	velliert werden, daß dung des P~rsonals einzuleiten.
Staat und Gesellschaft und kon-	 _ während der Dauer seiner An­ -	 Räumliche !Ausweitung und Dif­
atruktiv gemeinter Kritik an un- wendung durch ein Gericht ein ferenzierunt der hessischen Ju­
serer Gesellschafts- und Wirt- Pflichtverteidiger beigeordnet stizvollzugsanstalten. Die bishe­
schaftsordnung. 	 wird. rigen überlegungen zur Differen­
Das gü' aum und gerade dann,- Das Gesetz mit Ablauf einer be- zierung orientieren sich nicht am 
wenn man marxistisme und so- stimmten Zeit außer Kraft tritt, Regelfall des' offenen Vollzugs
zialistisdle Analysen fUt falsm wenn nicht eine Verlängerung und sind somit zu überarbeiten. 
und die entspremenden politi- ausdrücklich durch den Gesetz­ -	 Beschleunigte Errldltung sozial­
smen Ziele für scbidlim hält: geber beschlossen wird therapeutis~er Anstalten, die 
FreiheU ist für Liberale die Frei­ nicht nur,· wie vom Bundesge­
beU des Andersdenkenden, des­	 Z. Das Bürgervertrauen setzgeber v rgesehen, schwer be­
sen Meinung Dieb' verteufelt in die Justiz stärken handelbare Verurteilte aufneh­
werden darf, nur weil eine Grup­ Wer sein Recht sucht, darf es Dicht men, son rn mit therapeuti ­
pe von Verbrechern sie zur Recht­ erst nach Jahren finden. schen Mitt In auch Täter beban­
fertigung ihrer Taten benutzt. Deshalb fordern wir: dein, die rstmalig oder wegen 

b" Das bestehende Remt ausscll.öpfen - E.~nen Personalentwis!klungsplan geringfügig r Delikte verurteilt 
., fur alle Organe der Rechtspflege, worden sin' 

Anstatt neue rechtsstaatlich fragwiir- die personell und materiell so· ....... Bei vorste enden Maßnahmen ist 
dige Gesetze zu produzieren. sollte auszustatten sind, daß es die un- Priorität f 'r den Jugendstraf­
der staat die bereits vorhandenen erträglichen Wartezeiten nicht vollzug zu etzen. 
Möglichkeiten zur bessere.n Straf- mehr gibt. - Den Ausb u der Möglichkeiten 
verfolgung und Vorbeugung voll aus- _ Neben den Bereichen des Zivil-, zum Nach ulen des Schulab­
schöpfen. Straf- und Verwaltungsrechts scblusses d zur Berufsausbil-
Dafür steht ein ganzer Katalog be- sind auch dIe Bereiche des Ar- dung im St afvollzug. 
reit: beits- und deS Sozialrechts in - Die Justiz llzugsarbeit ist end­
_ Die Strafverfolgungsbehörden per- einem Rechtspflegeministerium lich auf de Erkenntnisstand der 

sonell und materiell besser aus- zusammenzufassen. Das seitheri- Wissensdla abzustellen. Dazu ge­
statten. ge Justizministerium ist entspre- hören am praktischen Vollzug 

_ 	 Die Zusammenarbeit der Sicher- chend auszubauen. orientierte nd in den Vollzug 
heitsorgane von Bund und Län- integrierte Behandlungskonzepte 
dern wirkungsv011er machen. 3. Reform des .Justizvollzuges ist der bei gleich tiger Erfolgskontrolle.. 

_ 	 Die F.D.P. befürworid die ge- beste Beitrag zur Sicherbeit Wir ford ein interdisziplinäres 
plante Vereinbeitlimung der Län- a) Wir werden eine innere Reform Institut Strafv~llzugskunde 
derpolizeigesetze im Interesse der des Justizvollzuges in Hessen an einer heksischen Universität. 
Rechtssicherbeit der Bürger und durchsetzen. - Die Refontn des Justizvollzugs 
nich. zuletzt der PoUzeibeamten erfordert verstärkte Anstreng1,ll1­• 	 Dabei gehen wir .davon aus, daß b d 
selbst. 	 unsere Gesellschaft ein Recht darauf gen zur Vor eugung un zur 

_ 	 Internationale Abkommen zur Be- Nachsorge nach der Haftentlas-
hat, daß aus den Justizvollzugsan- . d Sch d d

kämpfung des Terrorismus ab-	 stalten Entiassene nicht wieder straf- sung. Bel er a enswie ergut­
schließen. 	 machung iS]t das Land im Inter­

fällig werden. 	 . eh' d d f _ 	 Diebstahl- und fä1.sd.1ungssichere esse von ES ä igten un Str~-
Kraftfahrzeugkennzeichen einfüh- Nur ein auf dieses Ziel ausgerichte- fälligen Rahmen von Ver­
ren. ter Justizvollzug genügt humanitä- gleichsverh. ndlungen durch Stel­

_ 	 Die bescllleunigte Entwicldung ren Ansprüchen und ist gleichzeitig lung von l?ürgschaften und Be­
humaner polizeitypischer Einsatz- der größtmögliche Beitrag zur Si- schaffung von Darlehen behilflich. 
mittel und niebt-tGdllcher Waf- cherheit unserer Mitbürger. Wer einer Straftat bezichtigt wird, 
fen ist zu fördern. b) Unseren Auftrag zur inneren Re- gilt bis zu seiner Verurteilung 

_ 	 Fälschungssichere Personalauswei- form des Justizvollzugs entneh- als unschuldig. Die F.D.P. wird 
se ausgeben und Blankovordrucke men wir dem Strafvollzugsgesetz: sich dafür. einsetzen, daß dieses 
besser vor Diebstahl schützen. "Im Vollzug der Freiheitsstrafe selbstverstä:ndliche Prinzip unse­

_ 	 Banken durch Kassenüberwa- soll der Gefangene befähigt wer- rer Rechts!jlrdnung auch in Art 
chuilg wirksamer als bisher vor den, künftig in sozialer Verant- ,und Umfa .g der Untersuchungs­
überfällen schützen. wortung ein Leben ohne Straf- haft seine Niederschlag findet. 

_ 	 Trennscheiben bei Gesprächen taten zu führen. Der Vollzug der Dazu gehö die strikte Tren­
zwischen Verteidigern und inhaf- Freiheitsstrafe dient auch dem nung von Untersudlungshäftlin­
tierten Terrorismusverdädltigen. Schutz der Allgemeinheit vor gen und V rurteilten in der Un­

_ 	 Das beute in den Bundesländern weiteren Straftaten." terbringun . sowie !line besdlleu­
sehr unterschiedliche Melderecht Eine Landesregierung unter Betei- nigte Dur führung der Straf­
vereinheitlichen (handschriftliche ligung der F.D.P. wird sich für eine prozesse, u die heute oft noch 
Ausfertigung des Meldezettels, Weiterentwicklung der Reforman- unzumutba lange Dauer der Un­
nicht aber Verpflichtung des Gast- sätze des Strafvollzugsgesetzes im tersuchung aft zu verkürzen. 
wirts zur Identitätsüberwachung). Bundesrat einsetzen. Dies gilt ins- Dabei dür en aber die Rechte 

_ 	 Die Wohnmeldepflicht besser kon- besondere für den Ausbau des Sy- von Auge lagten und Verteidi­
trollieren, dabei allerdings in e1- sterns der tariflichen Entlohnung gern nicht eschnitten werden. 
ner übergangszeit bußgeldfreie der Arbeit der Strafgefangenen - Das dem brigkeitssystem ent-
Nachmeldungen ermöglichen. (inklusive Einbeziebung in die 80- lehnte, wH kürliche Prinzip des 

_ 	 Polizeipräsenz auf der Straße ist zialversicherung), damit diese befä- Gnadenerla ses durch einen ein-
der beste Beitrag zur vorbeu- higt werden, in Eigenverantwortung deu,tigen, richtHch nachprüfba­
genden Verbrechensbekämpfung. ihre Familie zu unterhalten, ihre ren Rechts pruch auf Straferlaß 

_ Wir werden für mindestens 1000 eigenen Kosten einschließlich der unter besti mten Voraussetzun­
zusätzliche Polizeibeamte in den Wiedergutmachung der von ihnen gen zu erse zen. 
nächsten vier Jahren sorgen. angerichteten Schäden zu bestreiten. 4. Die Juriste. ausbildung 

c) Die Vollzugsziele sind im Alltag neuen Erfo*dernissen anpassen- Die bestgeeignete Maßnabme zur 
Ergreifung von Straftätern ist der hessischen Justizvollzugsan- Die JurlstenaJsbildung soll in ver­
und bleibt für die F.D.P. eine stalten durch unbefriedigende mehrter Zahl kritische, aufgeklärt 
ausreichend ausgestattete und aus­ personelle und räumliche Aus- handelnde Juristen erbringen, die 
gebildete Polizei. Daber fordert stattung noch nicht verwirklicht. in der Lage sind, im Rahmen der 
die F.D.P. neben einer angemes~ - So ist die unter Sicherheitsge- verfassungsmäßigen Ordnung die 
senen Ausweitung der Polizei die sichtspunkten vorgenommene Ein- Entwicklung des demokratischen und 
bessere AllS- und Fortbildung, stellung von weit 1,iber hundert sozialen Recht$staates zu fördern. 
aller Polizisten. Die Bildung8ab~ Mitarbeitern des Aufsichtsdien- Im Sinne dieseB Ausbildungszieles 
schlüsse an polizeilichen Ausbil ­ stes in den letzten beiden Haus- ist die Ausbil~ung sowi~ die ange­
dungsstätten sollen allgemein an­ haltsjahren durch eine minde- messene Berqcksichtigung der So­
.erkannt werden. stens gleichgewicb.tige Einstellung zialwissenschaj:ten erforderlich. 

Modenversuche dieser Art Im ge- 3. Bel der E1nstenung von Ange­
samten Bundesgebiet, die im Jahre stellten und Arbeitern in den 
1981 abgesdllossen sind, können als öffentlichen Dienst darf nicht 
Vorbild dienen. Zu berücksichtigen beim Verfassungsschutz angefragt 
sind auch die Erfahrungen mit dem werden, es sei denn, der betref­
Ausbildungsprojekt am juristischen fende Angestellte oder Arbeiter 
Fachbereich der Universität Frank­ soll eingesetzt werden 
furl - zur Erfüllung hoheitlicher 

Funktionen (Art. 33 IV GG)
5. 	 Mit Reclltskundeunterricht -	 im sicherheitsempfindlichen

gegen die ItechtsfremdbeU Bereich 
Um den jungen Bürger zu befähi­ - für Tätigkeiten, die nach ih­
gen, schon mit Vollendung des 18. rem Ziel oder der Art ihrer 
Lebensjahres seiner Verantwortung Ausführung ein aktives Ein­
im rechtsgeschäftlichen Handeln zu treten für die freiheitlich- de­
entsprechen, ist an den Schulen im mokratische Grundordnung er­
Rahmen des Lernbereiches Gesell ­ fordern. 
schaftslehre Rechtskundeunterricht 4. Auch bei der Eins~ellung von 
zu erteilen. Beamten gilt die Vermutung der 
Entsprechende Lernziele und -inhalte Verfassungstreue und gilt der 
sind in die Rahmenrichtlinien für allgemeine Verhältnismäßigkeits­
GesellsChaftslehre einzuarbeiten. Die grundsatz. Deshalb kann von ei­
Erteilung von Rechtskundeunterricht ner Anfrage abgesehen werden, 
ist vordringlich im 9. Hauptschul­ wenn nach der Art und der Be­
jahr sicherzustellen. deutung der angestrebten Tätig­

keit kein besonderer Grund für 
6. 	 Schutz liberaler Freiheitsrechte eine Anfrage besteht, eine An­

bei der Einstellung von Bewer- frage auch nicht als Ausdruck 
bern für den öffentlichen Dienst der Fürsorgepflicht, sondern als 

Kritik an Staat und Gesellschaft ist grundloses Mißtrauen und als 

ein Lebenselement der Demokratie. unverhältnismäßige Maßnahme 

Die F .D.P. tritt darum für den Vor- empfunden werden müßte. 

rang der politischen Auseinander- Forderung 2: 

setzung von juristischen Verboten 

auch gegenüber extremistischen Par- Die Verfassungsschutzbehörden ge­

teien und Vereinigungen ein. ben auf Anfrage nicht alle ihnen 

Für den öffentlichen Dienst jedoch vorliegenden Erkenntnisse, sondern 

gilt: Wer den Kernbestand unserer nur solche gerichtsverwertbaren Tat­

freiheitlich-demokratischen Grund- sachen an die Elnstellungsbehörden 

ordnung wie Volkssouveränität, weiter, die überhaupt geeignet sind, 

Mehrparteienprinzip, Recht auf Op- ein Urteil über die Verfassungs­

position, Grundrechtsverbürgung, Ge- treue des Bewerbers zu begründen. 

waltenteilung und Unabhängigkeit Es dürfen deshalb insbesondere nicht 

der Gerichte nachweislich bekämpft, weitergegeben werden: 

kann nicht im Dienste dieses frei- 1. Erkenntnisse über Tätigkeiten des 

heitlichen Staates stehen. Bewerbers vor dessen 18. Lebens-

Aus der überlegung, daß die Ver- jahr, soweit sie nicht Gegen­
teidigung der Freiheit auch und stand eines anhängigen Strafver­
gerade gegenüber den Feinden der fahrens sind; 

Freiheit mit einem Höchstmaß an 2. lange zurückliegende und im Hin-

Rechtsstaatlichkeit erfolgen muß, hat blick auf den Zeitablauf nicht 

die F.D.P. sich zum Grundsatz der mehr bedeutsame Erkenntnisse 

Einzelfallprüfung bekannt, und we- über Tatbestände, die vor drei 

sentliche rechtsstaatliche Verfahrens- oder mehreren Jahren abgeschlos­
garantien bei der Einstellung von sen. waren; 

Bewerbern für den öffentlichen 3. unter die berufliche Schweige-

Dienst beschlossen. pflicht fallende Äußerungen ge-

Dies hat jedoch nicht verhindern genüber Ärzten, Seelsorgern, 

können, daß.' . Rechtsanwälten ete.; 

_ durch eine ausufernde Anfrage- 4. bloße Beschuldigungen, die man-


und Prüfungspraxis ein gesell- gels Begrilndetheit oder Beweis­
schaftiiches Klima mitverursacht barkeit nicht weiter verfolgt wor­
worden ist, in dem es vielen den sind. ' 
Bundesbürgern riskant erscheint, Forderung 3: 

politisches Engagement gleich 

welcher Richtung - offen zu Erkenntnisse, die von den Verfas­
zeigen und die Bereitschaft, un­ sungsschutzbehörden auch bei An­
sere Demokratie durch aktives fragen nicht an die Einstellungs­
Engagement zu halten, gerade behörden weitergegeben werd.en dür~ 
bei den jungen Menschen der fen. dürfen von der Einstellungs­
Angst gewichen ist, eines Tages behörde auch dann nicht verwen~ 
hierdurch Nachteile zu erleiden; det werden, wenn sie ihr von an­

- in mehreren Bundesländern über derer Seite zugetragen worden sind. 
das von der Verfassung gebotene Forderung 4: 

. Maß hinaus bei jeder Bewer­

bung für den öffentlichen Dienst 
Wenn eine Einstellung trotz vor­

liegender Erkenntnisse des Verfas­eine Anfrage beim Verfassungs­
sungsschutzes erfolgt ist, müssenschutz erfolgt (über 500 000 Anfra­
alle aus dem Verfassungsscbutzbe­gen in den letzten Jahren im 

Bundesgebiet insgesamt); 	 reich vorgelegten Unterlagen aus 
den Personalakten entfernt werden,-	 Rechtsungleichheit und -unsicher­

den Angehörigenheit wegen der unterschiedlichen 	um betreffenden 
des öffentlichen Dienstes in seinemRichtlinien für dfe Einstellung 
weiteren Fortkommen nicht zu be­von Bewerbern im öffentlichen 
einträchtigen.Dienst in den einzelnen Bundes­


ländern fortbestehen. 

7. 	 Remtslttaatliche Kontrolle derZum Schutz liberaler Freiheitsrech­

Verfassungsschutzorganete setzt sich die F.D;P. daher für 
die Verwirklichung folgender For­ Die Tätigkeit des Verfassungsschut­
derungen ein: zes ist einer strengeren gesetzlichen 

und verwaltungsmäßigen Kontrolle 
Forderung l~ zu unterwerfen. 
Die Anfragen beim Verfassungsschutz Dabei ist von folgenden Prinzipien 

im· Zusammenhang mit Bewerbun­ auszugehen: 

gen für den öffentlichen Dienst sind 1. Die Prinzipien des Gesetzesvor­

auf das von der Verfassung zwin­ behaltes bei Grundrechtseingrif­

gende Maß zu reduzieren. fen und des Vorrangs von Ver­

Dies bedeutet im einzelnen: faSSUng und Gesetz müssen auch 

1. 	 Eine Anfrage an den Verfas­ im Aufgabenbereich der Verfas­

sungsschutz darf allenfalls nur sungsschutzämter in vollem Um­
dann gestellt werden, wenn eine ;fang beachtet werden. 
Einstellung des Bewerbers tat ­ Djls heißt, daß über Informa­
sächlich beabsichtigt und die Fra­ tionsbeschaffung und -herausga­
ge der Verfassungstreue des Be­ be, über Mittel und Maßnahmen 
werbers nur noch letzte Einstel­ sowie Umfang und Dauer einer 
lungsvoraussetzung ist. Nicht überwachung und die hierzu be­
mehr angefragt wird automa­ rechtigenden tatsächlichen Vor­
tisch bei jeder Bewerbung. aussetzungen klar abgegrenzte 

2. 	 Die F.D.P. fordert die Parlamen­ gesetzliche Tatbestände geschaffen 
te in Bund und Ländern auf, so­ werden müssen. 
fort alle gesetzgeberischen Schrit ­ 2. Die Tätigkeit des Verfassungs­
te einzuleiten, um dem Auftrag schutzes muß grundsätzlich wie 
des Beschlusses des Bundesver­ anderes Verwaltungshandeln par­
fassungsgerichts entsprechend die lamentarischer Kontrolle unter­
Voraussetzungen für einen ein­ liegen. Die Kontrolle ist durch 
heitlichen nicht-beamtenrechtlich Gesetz einer besonderen t arla­
organisierten Vorbereitungsdienst mentskommission zu übertragen. 
zu schaffen. Die Verantwortlichkeit des poli ­
Bei AusbildungsgAngen, für die tisch verantwortlichen Ministers 
der, Staat ein Monopol besitzt, bleibt unberührt. 
und die auch zur Berufsausbil ­ Dieser hat von sich aus der Kon­
dung außerhalb des öffentlichen trollkommIssion' über alle Fragen 
DiliMJ.stes erforderlich sind, findet von grundsätzlicher Bedeutung im 
eine überprüfung auf Verfas- Zusammenhang mit der Tätigkeit 

. sungstreue nicht statt. Dies gilt des Verfassungsschutzes sowie 
nicht von dem Zeitpunkt an, an Ober wichtige Einzelfälle zu be­
dem der Auszubildende im sicher­ richten. Der Kommission ist dar­
heitsempfindlichen Bereich ein­ Ober hinaus ein Auskunftsrecht, 
gesetzt werden soll. Akteneinsichtsrecht und die Möl­
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1khkelt der E1nvernabme 'VOn - Verzicht auf spitzflndfge Reg'le- - Denl Bürger 1st das ReCht ein- flufS des Bürgen auf die Zttsam- durch: finanzielle Förderung auf 
Bediensteten ~es Verfass~lngs- ment~~rux::gen. zuräumen, die Speicherung eige- mensetzung des Parlamentes ver- Dauer zu ermöglichen und die 
schubes gesetzlIch zu garantIeren. - Verstandhche und lesbare Texte ner Daten zu erzwingen, um stärken. Verfahren hierzu zu beschleuni-

S. 	 Das G-IO-Gesetz (Brief- und Te- auf arntl~chen Be~eiden, auch Fehlinterpretationen aufgrund gen. Das Verwahrlosen ganzer
lefonüberwachung) ist im Bund wenn sie der Datenverarbeitung fehlende,r Daten vorzubeugen. 11. Gemeindliche Selbstverwaltung Stadtviertel ist mit durchgreüen­
und in Hessen dahingehend zu unterliegen. . - Die Weiterentwicklung von Da-' stärken den Modernisierungsmaßnahmen 
novellieren, daß die Genehmigung - Wir werden eine Bereinigung der ten im grenzüberschreitenden Ver- Wir treten ein für die Stärkung der zu verhindern. ' 
der G-IO-Kommission vor An- geltenden Gesetze, Verordnungen kehr ist besonderen gesetzlichen gemein~lichen Selbstverwaltung. . - Modernisierungsaufwendungender 
wendung einer Maßnahme einge- und Erlasse durchsetzen. Hierbei Regelungen sowohl im öffentli- ~esentliche Voraussetzungen dafür Mieter müssen für ihn steuerlich 
holt werden muß, sofern nicht lassen wir uns von dem Prinzip chen als auch 1m privaten Bereich smd u, a.: . absetzbar gemacht werden. Die 
der Zweck der Maßnahme da- leiten, daß der Staat nur regeln 'zu unterwerfen. - G:~meindefina.nzreform t;,Iut er- Wertsteigerung der Mietsache muß 
durch vereitelt würde. Die Be- muß, was unbedingt der Rege- - Durch internationale Verträge hohtem AnteIl d~r Gememde an dem Mieter nach Lösung des 
troffenen sind nach Abschluß der lung bedarf. sollen Rechtsgrundlagen für die der Lohn- und ~mkommensteuer Mietverhältnisses entsprechend 
::;;rmittlungen grundsätzlich zu be- Dies setzt aber auch eine Zurück- Verhütung von Mißbrauch bei ihrer Bürger bel ,Abbau der Ba- zugute kommen. 
nachrichtigen und müssen eine haltung des Bürgers bei der Forde- internationalen Rechnernetzen ge- gatellsteuern und der Gewerbe- E' t W hn d 
Möglichkeit der gerichtlichen rung nach immer weitergehenden schaffen und das Entstehen von und Lohnsummensteuer. - 1gen um an 0 ungen un 
Überprüfung erhalten, Es ist si- Absicherungen und Vergünstigungen Datenoasen verhindert werden. - Weitgehende Umwandlung zweck- Wohnhäusern ist breit zu streu­
cherzustellen, daß sich die ver- voraus. - Ein einheitliches Pe1'$onenkenn- gebundener Zuweisungen des en und durch neue Erwerbsfor­
antwortlichen Landes- und Bun- zeichen wird abgelehnt. Landes in freie Mittel für die men (Mietkauf, Wohnbesitz-Woh­
desminister gegenseitig über die 9. Für den Schntz der Perslnllch- Kommunen. nungen" Dauermietrecht) interes-
Anordnung von Überwachungs- keitlorechte durch verbesserten 10. Klare Rerelunren zur Stärkung - Die Überprüfung der Schlüssel- sant zu machen. 
maßnahmen nach dem G-IO-Ge- Datomsclultz des Bürgerrechts in der Gemeinde zahlen des Finanzausgleiches un- - Das Anrecht auf Sozialwohnun­
setz informieren. Wir setzen als oberstes Ziel den Die Gemeinde- und Kreisverfassung ter stärkerer Berücksichtigung gen muß den Gruppen vorbehal­

... 	 Gegen Maßnahmen des Verfas- Anspruch jedes einzelnen Bürgers ist in Richt)mg auf verstärkte Be- der Steuerkraft der Gemeinden ten sein. die aus eigener Kraft 
sungsschutzes steht dem betrof- auf Schutz seiner persönlichen Da- teillgunga. und Kontrollrecbte des mit dem Ziel, finanzschwache nicht zu angemessenem Wohn­
fenen Bürger der Rechtsweg of- ten. Die Sammlung, Speicherung Bürgers sowie bessere Durchschau- Gemeindep in ihrer Eigenverant- raum kommen können, wie Kin­
fen. und übermittlung persönlicher Da- barkeit weiterzuentwickeln. wortlichkeit zu stärken. derreiche, Schwerbehinderte, Spät-
Der Verfassungsschutz ist den ten in Datenverarbeitungsanlagen - Bürgermeister, Landräte und an. - Einrichtung eines Investitions- aussiedler. Hier kommt es auf 
Gerichten zur Auskunft verpflich- darf nur aufgrupc! eines Gesetzes dere 'Wahlbeamte für dieselbe fonds als eine Art Bausparkasse familiengerechte Wohnungen an 
tet, Akten und Informationen., und nur insoweit zulässig sein, als Zeit, wählen wie das Parlament, des Staates für die Gemeinden und auf gute städtebauliche Ge­
deren Geheimhaltung im öffent- sie im überwiegenden Interesse der dessen Wahlperiode allerdings von für Projekte der Wasserversor- staltung des Wohn-Umfeldes, d. 
lichen Interesse geboten ist, brau- Allgemeinheit geboten ist und schutz- f auf 5 Jahre verlängert, werden gung, der Abwasserbeseitigung h. Integration der Sozialwoh­
chen nicht vorgelegt oder offen- bedürftige Interessen des Einzelnen sollte. und der Abfallbeseitigung. nungen. 

'bart zu werden. Die Entschei- nicht verletzt. ' Im letzten .Tahr der Wahlzeit der - Überprüfung der Aufgaben- und 
dung der Behörde darüber, wel- Dies gUt generell für die Erlas- Vertretungskörperschaft keine Lastenverteilung zwischen Bund, 13. Brand- und Katastrophen!lchutlll 
che Akten vorzulegen sind, und sung persönlicher, Daten durch Be- Neuwahlen der komm"IIDalen Ländern und Gemeinden. auf moderasten Stand bringen 
welche nicht, muß gerichtlich hörden. Es sind vom ~tzgebet Wahlbeamten. nur eine Verlän- Auf der Grundlage eines gut funk· 
nachprüfbar sein. genaue Kriterien zu erarbeiten, wel- gerung der Amtszeit zulassen. 12. MenschenfrenndUche Städte - tionierenden Warn- und Alarmsy· 

.. 	Erkenntnisse der Verfassungs- che Daten auch tür die nichtauto- - Personen mit Aufsichts-. Kon- lebensgerechte Wohnungen sterns (Leitfunkstellen u. a.) wird 
Ichutzbehörden dürfen an andere matisierte Speicherung erfragt und traU- und Rechnungsprüfungs- Unsere Städte sind z. T. unwirtlich die Zusammenarbeit, aller im Be-
als staatliche Stellen grundsätzllch gesammelt werden dürfen. funktionen in' ihrem Zuständig- geworden. , reich des Katastrophenschutzes tä­
nicht weitergegeben werden. Ober Die F .D.P. beteUigt sich an der keitsbereich von der Wählbarkeit Sie müssen wieder menschenfreund- tigen Organisationen erreicht. 
Ausnahmen entscheidet der für wissenschaftlichen und polltischen in Gemeindevorstand (Magistrat) lich werden: Zur weiteren Verbesserung dienen 
das betroffene Verfassungsschutz- Diskussion des Datenschutzes und und Kreisausschuß ausschließen. - Der Betonierung ist Einhalt zu insbesondere: 
amt ZU$tändige Minister. wird d.le Ergebnisse in die parIa- - Eine überörtliche Prüfung der ge~iete.?- - FinapzhiLfen für Feuerwehraus­

.. 	Das Zusammenwirken ta tlicher mentansche Gesetzgebung.auf Lan- Kommunalhaushalte a~ Ord- -Grunflachen, Alleen und kleine rüstungen und -fahrzeuge. 
s . a des- und Bundesebene embringen. nungsmlißigkeit und, Wirtschaft- ,Naherholungsgebiete sind auf 

Stellen in AngelegenheIten des Aufgrund der bisherigen Erkennt- lichkeit einführen. Gleichzeitig die Dauer zu sichern und auszubauen. - Ausbau weiterer Katastrophen-
Verfassungsschutzes auf dem w.e- nisse wird sich liberale Rechtspoli- Stellung bestehender Kommunal- _ Die Verflechtung von Wohnen s(lhutzzentren, u. a. in Fulda. 
ge der Rechts- und Amtshilfe 1st tik für folgende Forderungen ein- rechnungsprüfungsämter verstär- . Arbeiten., Bildung, Freizeit und - BescI:affung weiterer Schnellein­
gesetzlich zu begrenzen. setzen: ken. ' Einkaufen muß bei der Neupla- satzzuge.. 

-	 Es ist unzweifelhaft festzulegen, - Drittelbeteillgung der Bedienste- nung oder Sanierung von Stadt- - VeröffentlIchung von Katastro-
L 	 öffentlicher Dienst muß welche Datensammlungen unter ten von gemeindlichen Eigenbe- gebieten gewährleistet sein. phenschutzplänen.

Dienst am Bürger sein die SchuttlJestimmungen des Ge- trieben. - Historisch' gewachsene Stadtvier- _ 
Gesetzesflut, Vorschrütendschungel, setzes fallen. Dazu muß der zu- - Ausländismen Mitbürgern unter tel sind zu bewahren. Städte- 14. Für Landtar wie für Bundest.. 
Computertexte und Kompetenzun­ grundeliegende Begriff der ,.Da- bestimmten gesetzlich zu fixte- bauliche Sanierungs- und Ent- mU zwei Stimmen wählen 
klarheiten haben die fatale Wir­ tel" eindeuliger definiert wer- renden VoraUSlletzungen - wozu wicklungsmaßnahmen sirid ver- Die F .D.P. strebt ebi Wahlrecht an, 
kung, daß sich viele Bürger der den. auch die Gegenseitigkeit gehört - stärkt zu fördern. bei dem der Wähler zwei Stimmen 
Verwaltung hunos ausgelie1!ert füh­ - Der speichernden Stelle ist zwin- das aktive und passive Kommu- Dem wird, folgendes liberales Kon- hat. Wie 'bei der BundestagswahL 
len. gend eine ReChtfertigung vorzu- nailwahlrecht ein,ljiumen. zept gerecht: Die Landtaiswahlkreise 1lO1len mit 
Hier muß entschiedenes Umdenken schreiben., warum die einzelne - Durch KumuUeren der Stimmen - Die Modernisierung von Altbau- Kreis- und Stadtgrenzen tiberein­
stattfinden: Datenart gespeichert wurde. bei der Kommunalwahl pen Ein- ten und Altbauwohnungen ist stimmen. 

Artenreichtums und der Bodenqua­ Bei keiner Besltzart spielt die So­ Militärische Übungen dürfen nicht 
lität. zialverpflichtung eine so große Rol­ in Naturschutzgebieten stattfinden.Markierungspunkte für eine Für Hessen als das Bundesland mit 
In Ballungsräumen ,findet die wirt ­ dem größten Waildanteil spielt der 

le wie beim Waldbesitz. Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Naturschutzes 

schaftliche Nutzung des Waldes ihre 	 Wald auch als Rohstoffquelle eineund der Naherholung sind zu för­liberale Landwirtschafts­ Grenzen in seiner Bedeutung für das 	 wachsende Rolle. Bei den Bemü­
dern. Entstehende Schäden, die aufKlima. den Wasserhaushalt, der Er­ hungen um die Schaffung von Ar­

hooung der Bevölkerung, der Er­ die Nutzung des Waldes durch Dritte beitsplätzen sollte der Holzverarbei­
haltung deS Artenreichtwns und der zurückzuführen sind, müssen er­ tung größeres Augenmerk als bisher 
Bodenqualltät. setzt werden. geschenkt werden. 


L Die Verbesserung der Ap-ar­ Chancen zur beruflichen und priva­

strnktur vorantreiben ten Entfal1:uni: auch soziale Sic:her­

heit bieten. 

und Forstpolitik 
Damit die Landwirtschaft leistungs­

flihig sowie gleichrangiger Bestand­ So sind die bewährten Bildungsein­

teil der Volkswirtschaft bleibt und richtungen der Landwirtschaft (Aus­
 Markierungspunkte für eine liberaledie bäuerlichen Familien ein Einkom­ bildung, Fachschule, Erwachsenenbil ­
men wie veI'gleichbare Berufsgrup­ dung und Beratung) in :ihrer Einheit 
pen erzielen können. ist in Fortfüh­ zu erhalten. Insbesondere sOll 

rung der bewährten "Ertl'schenu Po­ - die praktische Berufsausbildung

litik die Verbesserung der Agrar­ bis hin zur Meisterprüfung Vor­
 Sozial- und Gasundheitspolitik
struktur weiter voranzutreiben. rang behalten 
Zu den geeigneten Maßnahmen zlih­ - die landwirtschaftliche Fachschule 

mit den erforderlichen Lehrkräf- Liberale Sozialpolitik Will die Mit- !. Ältere Bürrer einbeziehen Alle Hilfen für ältere Bürger sindlen wir: auch darauf gerichtet, Senioren alsten und modernen Lehrmitteln verantwortung der Bürger; sie haben DieF.D.P. fordert eine frühzeitige-	 das einzelbetriebliche 'Förderungs­ besonders erfahrene Bürger am ge·der ländllehen Bevölkerung ver- grundsätzaich ein Mitspracherecht. und bessere Beratung und Infor­programm sellschaftlichen Leben zu beteili&en. 
-	 ein spezielles Programm für das fügbar bleiben Ohne die freiwillige Mitarbeit der mation übe; Probl~:ne des ;Alterns. 

- das bisherige Dienstleistungsan-.. . 	 Dazu ist em verstärktes BlldWlgs­partnerschaftliche Nebeneinander gebot in der fachllichen Erwachse- Burger smd die Aufgaben der So- 'und Freizeitangebot im Rahmen 3. Für eine Hberale FamWenpoUtlkvon Haupt-, Zu- und Nebener­ nenbildung auf voller Breite si- zialpolitik nicht zu bewältigen. So- von Altendlubs, Werkstätten, Bür­werbsbetrleben, das eine breite 	 Liberale Sozialpolitik fördert die
chergestellt werden 'zialpoUtik erfordert die Zusammen- gerhäusern, Volkshochschulen undEigentumsstreuung garantiert 	 FamJ.lie in den verschiedensten For­

- durch landwirtschaftliche Bera- arbeit zwischene freien Trägern, Ge- Universitäten zu schaffen. men.-	 eine gezielte Förderung d~r Ver­ tung wie bisher Hilfe zur Selbst­
marktungseinrichtungen in Hes­ hilfe im schwierigen Struktur- meinden, KreiSen und dem LandJ, Insbesondere die Eigeninitiativen in Die F.D.P. will, daß Eltern und 
sen, dazu gehört auch die Beteili ­ , wandel ge"'~ten werden und V tz . . ks S Form von Clubs, Arbeitskreisen und Kindern bessere Hilfen .zur Erzie­

'I.IV 	 orausse ung emer Wlr amen 0- " ..... 'ich . d f" cl G t 1 gung am Schulmilchprogramm der zwar in erreichbarer Nähe und 	 tuL"", em sm zu or ern. es a - hung innerhalb und außerhalb derzialpolitik ist vor aIllem vorbeugen- tung und - Nutz.ung von Altenein-EG 	 Familie erhalten. Dazu will sie ei ­- die Erwachsenenbhldung freier de Hilfe. Dazu sind der Ausbau richtungen haben den Grundsatz der - weitere Unterstützung des über­	 ne bessere Beratung der Eltern. Ar~Träger im ländlichen Raum wei-	 S lb t i kl'ch ' d M·tb
betrieblichen Maschineneinsatzes 	 und die bessere Zusammenarbeit be- e s verw r I ung un 1 e- beitsbedingungen für beide Eltern­terhin unterstützt werden 	 stimmung der ,Senioren zu beachten. zur Nutzung moderner Technik 	 teile, die die Erziehung nicht behin~Die soziale Absicherung gegen stehender Beratungsdienste freier Probleme des Alterns können vor dern. Insbesondere ist der Ausbau-	 die Aufstiegshilfe für junge land­ Krankheit, Alter und Unfall muß und öffentlicher Träger zu gewähr- allem im natürlichen Zusammenle­ der gleitenden Arbeitszeit sowie diewirtschaftliche Unternehmerfami­ weiterentwickelt werden. insbeson- leisten. 	 ben mit der jüngeren Generation Halbtagsarbeit für beide Ehepartnerlien dere sind 	 gelöst werden.. Im öffentlich geför­ zu fördern. -	 Förderungsanreize zur Verbesse­ _ die Bemühungen um die soziale 1. Bessere Chancen für Kinder derten WohnllllßsPau werden mehr 
rung des Wohnwertes landwirt ­	 Liberale Famillienpolitik geht davonAbsicherung der Witwen in der Kindergärten, Kinderspielplätze und altengerechte Wohnupgen geschaf­

Landwirtschaft nachhaltig zu un- Jugendzentren müssen dem Prinzip fen. Bei Inanspruchnahme von Mo­schaftlicher Wohnhäuser aus, daß sich Erziehungsschwierig­
- eine Verstärkung für das Pro­ terstützen der Erziehung zur Selbstbestim- dernisierungsmaßnahmen ist auch keiten im allgemeinen nicht vermei­

den lassen. Gerade deshalb sind recht­gramm "Urlaub auf dem Bauern­ _ die sozialen Leistungen jeweilS mung entsprechen. 	 auf die Herstellung von aIltengerecb­
hof" 	 zeitige Hilfen für die Eltern bei deran die ailgemeil:l,e Entwickllung Kindergärten und andere vorschu- ten Wohnungen zu achten. Erziehung unbedingt erforderli~-	 Ausbau und Weiterentwicklung anzupassen tische Einrichtungen sOOlen die freie, Für diejenigen älteren Mitbürger, Im Erziehungsproblemendes Programms "Dorferneuerung" _ der freiwillige Betriebshilfsdienst spielerische Entwieklung des Kin- die in ihrer vertrauten Umgebung Falil von 

muß allen Eltern kurzfristig einemit Schwerpunkt Objektsanierung als wesentliche Hilfe für land.. des fördern., nicht aber schulische leben wollen, ist ein breites Ange­ BeratungsmögUchkeit und für die 
-	 die Erhaltung und Unterschutz­ wirtschaftliche Familien durch Lernbedin~en vorwegnehmen. ,bot an Hilfen und' Einrichtungen zu betroffenen Kinder Therapiemög­stellung der landwirtschaftlich das Land zu fÖrdern. ' Der Ausbau vorschulischer Einrich- schaffen, bzw auszuweiten, um die zurlichkeiten Verfügung stehen.wertvollen Flächen als "Vorrang­ Die Mitwirkungsrechte der Land- tungen für behinderte Kinder ist zu Führung eines selbständigen Haus­ Hierzu ist die Zahi der Erziehungs­fläche Landwirtschaft" in der wirte im Landesagrarausschuß und fördern. Dabei sind Kontakte mit haltes auch im Alter zu erleichtern. beratungsstellen auszubauen mit dem ' Bauleitplanung. in den GebietsagrarauSschüssen sind nicht behinderten Kindern sicher- - Essen auf Rädern Ziel, eine Beratungsstelle je 50000 

inhaltlich und funktioneJl.l zu erwei- zustellen. - Altenberatungsstellen , Bürger zu erreichen.2. 	 Berufsbildung der Landwirte, ihre 
tern. 	 Freie und öffenUiche Jugendförde- - Altentagesheime zur Nachbe­soziale Sicherung und Ihre Mii­	 Neben der Werbung für Familien­

rung soll sich an der Selbstverwirk- handlung nach einem Kranken­wlrkungsrechte gewä.hrleisten 	 pflegestellen ist für Pflegeeltern3. 	 Ziele der Forstwirtschaft lichung der Jugendlichen Grientie- hausaufenthalt auch die' gesetzlich vorgeschriebene Unsere Agrarpolitik gilt den Men- Ziele jeder vernünftigen Forstwirt ­ 'ren. Dazu ist eine fachliche Bera- An hessischen Universitäten sind regelmäßige Beratung sicherzustel­
schen im ländlichen Raum und will schaft sind die Sicherung eines nach­ tung der Jugendlichen dringend er- weitere Professuren für Altersfor­ len. Die, Pflegekosten sind spürbarihnen neben einer Vielzahl von haltigen Ertrages, die Erhaltung des forderlich. 	 schung einzurichten. zu erhöhen. 
$ 
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Die gesetzlichen Voraussetzungen für 6. Gesundheit als wertvollstes - Die MOdeHversuche zur mobilen Verbesserung der Sprechstunden rechtigt neben öffentlichen Trägern 
die Einrichtung und den Betrieb von Gut schätzen Krankenpflege itn Verbindung für Berufstätige sind zu fördern. zu fördern und zu unterstützen. 

vonUnterhaltsvocschußkassen sind zu 	Jedem Bürger - unabhängig mit anderen sozialen Diensten - Die Privatliquidation im Sinne Diesem Ziel dient die Einrichtung 
Wohnort und anderen sozialen Be­ des Hessischen Krankenhausge­schaffen.. sind zu fördern. 	 von kommunalen Jugendzentren 

unter Berücksichtigung folgenderdingungen ist nach dem Stand - Das Land förde ein flächen­ setzes mit der dort vorgesehenen
f. F.D.P.-Fot"deruna: für behinderte Medizin Versor­ v Sozialstatio-	 Kernforderungen: \.der bestmögliche deckendes Netz n Pool-Bildung soll den behandeln-

Bürger gung und Behandlung· zu sichern. ~ nen, in denen ne en der Gemein­ t den Ärzten gestattet bleiben. 1. Jugendzentren müssen nach dem 
Die F .D.P. fordert eine verbesserte Dabei hat der Patient im Vorder­ dekrankenpfle.ge vor allem die Grundsatz der Beteiligung der-	 Langfristig ist die Unterbringung
Information und Auskunft über die 	grund aller Reformüberlegungen zu Alten-, Familien- und Hauspfle­ Jugendlichen an Selbstorganisa­auch von Angehörigen der Kran-
in den letzten Jahren geschaffenen 	 stehen. ge sichergestellt rden soll. tion und Selbstverwaltung ge.­• kenhauspatienten zu ermöglichen,
Möglichkeiten der Rehabilitation im 

a) Der Gesundheitsvorsorge muß . Für die Behandlu g chronischer um z. B. eine StönqJg in der schaffen werden. 
medizinischen, beruflichen und so­ Suchtkrankheiten mü sen die gesetz­ B~ziehung eines kranken Kindes 2. Jugendzentren müssen weltan­größeres Gewicht verschafftzialen Bereich. Bei öffentlichen Bau­ lichen Regelungen terbessert wer-. Zu seinen Eltern durch wochen­ schaulich und parteipolitisch neu­werdenten sind die Bedürfnisse, behinderter den. .In einer Novellierung des HFEG lange Trennung zu vermeiden tral eingerichtet werden.. 
Bürger zu berilcksichtigen. Bei der 	In diesem Sinne halten wir fÜT nötig: sollen (rooming-in).therapeutisch~ Gesichtspunk­	 3.. Jugend2entren milssen aIllen Ju­AufsteJ.llung V()ll Bebauungsplänen 	- Weitere Vorsorgeuntersuchungen, te stärker berü~sichtigt werden. 	 gendlichen, mlt Vorrang den nichtsind Verbände Behinderter anzuhö­ wie z. B. die Früherkennung von 	 Unter Mitarbeit der Ärztescbaft wer­

organisierten, offenstehen. ren.. Jede Selbsthilfe Behinderter in Kreislaufkrankheiten, sind in den 	 den frauenärztliche TagesklinikenIJ Krankenhaus und • 
Form von Clubs, Wohngemeinschaf­ Leistungskatalog der gesetzlichen niedergelassene te eingerichtet,. die auch für Maßnah­	 4. Bei der KonZeption eines Jugend­. 
ten und anderen Formen ist· ver­ Krankenversicherung aufzuneh­ men des neuen § 218 zur Verfügung zentrums müssen die Bereiche 
stärkt zu fördern und zu unter­ men. Bestehende Engpäss in der ärztld­ stehen. Die. Einbeziehung bereits KommunikaU()ll, Information und 
stützen.. - Die Zahl der Betriebsärzte ist zU chen und fachärztli en Versorgun.g bestehender Einrichtungen ist erfor­ Kreativität erkennbar sein. 

erfordern, daß die s rikte Trennung 	derlich. Für Hessen soll ein Kata­erhöhen und deren Unabhängig­	 5. Bei größeren Jugendzentren istDurch einen besseren· Ausbau, ins­ keit gegenüber dem Arbeitgeber zwischen Krankenha s und nieder­ log erstellt werden, in dem alle ver­ von der Gemeinde Geld fürbesondere der humangenetiscben zu gewährleisten. gelassenem Arzt v rmindellt wird fügbaren Einrichtungen genannt hauptamtliche Mitarbeiter (S0zI. ­Beratung l'äßt sich ein Großteil - Weitere Lehrstühle für Arbeits- und eine Reihe and rer organisato­ sind. alarbeiter etc.) bereitzustellen. von Bebinderultgen auffangen oder 	 folgen.medizia sind einzuricht'eD..~ rischer Verbesserung 6. 	 In den 'Jugendzentren sind beoomildern. 	 Offene JugendarbeitDie psychiatrische Versorgung lost anzu-	 sondere sozialtherapeutische Maß­So sind folgende Regelungen 
I. F.D.P. will Zusammenarbeit mit entsprechend den Richtlinien der streben: • Liberale Jugendpolltik eröffnet den nahmen wie Drogenberatung und 

aaständiseIaeD Arbeitnehmern Psych1atrie-Enquete der Bundesre­ Jugendlichen Wege· der Selbstent­ AlkohoJikerblll.fen anzubieten.- BeaegkrankenMuJe,r sollen erhal­gierung vorrangig auszubauen. Ne­	 faltung Selbstverwirklichung, pie Jugendbil ­Die formal rechtLiche GaeichsteUung 	 ten und gefördert :werden. und Eimichtlmgen zur
Spezi·a:lkliniken 	 KommunikatiOnben psychiatrischen 	 Kreativität., und erweitern. Das Ange-.dung sind zuim Arbeitsprozeß muß auch in den 	 sind an den Krankenhäuliern der -- Grundsätzlich ist. die ambulante Eigenverantwortlichkett.tatsäch.licben Lebensbedingungen gesundheitliche . etreuung der 	 bot. ist einem größeren Teil der Ju­

Rege!:versorgung Abteilungen für 	 zugänglich zugendlichen 	 machen,verwirklicht werdeR. Das diesem 	 Bevö.Jkerung Au der in frei ­ J1!gendpolitik darf Jli.cbt SelbstzweckAkutpsychiatrle zu schaffen, die auch zum Beispiel über Schulen, :Berufs­Q~ widersprechende Rota­	 er Praxis ,niedel'g lassen.en Arzte. sein. Sie Nntecstiitzt und ergänzt dieder Be.handlung der Suchtkranken
tionsprinzip ror ausländische Arbeit ­ Die ambulante B ndlung durch Bi1dungs- und Erziehungsarbeit. Sie 	schulen, öffentliche :Eimicbtungen,

dienen. örtliche Zeitungen. Es muß abge­:r.t.ehmer wird abgelehnt. 	 \ Spezialisten in rankenhäusern, soll den J'IIIIgendHchea keine fertigen-	 Kindet'- und Jugendpsychiatrie stimmt Sein und auf die unterschied­speziell Universi "tskliniken, hat Lösungen anbieten, sondern mußAls ~te wichtigste M~ßnahme ist sind verstärkt mit Angeboten der liche geseilschai'tliche Situation undeine ergänzende Funktion zur ihre Bereitschaft zu eigener Lei­das vorschulische und scbwI.ische Er­ Jugendhilfe zu verknüpfen. damit auf die unterschiedlichen Pr0­Sicherstellung d medizinischen stung, eigener Initiative und Eigen­ziehungsangebot fpr Kinder aus­	 - Die berUflichen Möglichkeiten des Jugendiichen, auchbleme der umVersorgung. . verantwortung fördern.ländischer Arbeitnehmer unter Wah­ Pflege- und des medizinisch-tech­	 die Gruppen von JugendlUchen an~ 
nmg des jeweils eigenen kulturel­ nischen Personals sind zu ver­ - GruppenpraXen, ·Ärztehäuser, Die freien Träger der Jugendpflege zusprechen, welche bisher abseits 
len EItbes zu verbessern. bessern. Notdienste, Funkeinrichtungen, ltnd -bildung sind dabei gleichbe-	 stehen.. 

! 

Landesmitte1 verzichten.. weil wie an Wochenenden der Bevöl­
.sie möglichst unverzüglich mit kerung zur sportlichen Freizeit,..Markierungspunkte für eine dem Bau beginnen wollen, ges~tung zur Verfügung stehen.. 
wird ein Fonds eingerichtet, Die F .D.P. fordert, daß Schul­
aus dem zinslose Darlehen mlt sporthallen, während der Ferien 
teilweiser oder vollständiger den Vereinen zur Verfügung ge­liberale Sportförderung Rückzahlungsverpfikhtung ge­ stellt werden. 
währt werden können, Wahl­

SpoR als Qesundheitsvorsorl'e und rium ZN! konzentrieren. In Anleh­ fermen und ;ruf. anen Schulstu­	 Die F .D.P. wird sich zukünftigweise sollte das Land auch 8. 
:Freizeitbeschäftigung fördern nung an die Regelung bei Bund fen, die von deb Stundentafein 	 dafür verwenden, nach einerden Zinsendienst von Bau­

und anderen Ländern sollte das 	 geforderten Sportst:unden auch er- grundsätzlichen Neuordnung zurDurch die sich ständig 'reduzierende 	 maßnahmen OOer einer Aus­
Innenministerium zuständig sein. 	 teilt werden. i VerteiJ1ung der Toto- und Lotto­körperliche Tätigkeit im Arbeitspro­ fallbürgschaft übernehmen 


zeß wird eine sinkende physische Alle Betroffenen sind beim Bau Um dieses ZieJ z~ erreichen, wird können. mittel die Beträge für den LaD­

Leistungs- und Wklerstandsfähigkeit von Sportstätten in die Planung die F.D.P. vor all~darauf drin- dessporlbund anteilig zu erhö­
Dieser Fonds kann auch Mit­
hervorgerufen.. Daher kommt dem mit einzubeziehen, um 'die örtli ­ gen, daß ,,; 	 ben.

tel für Sportbauten der Ge­
Breitensport m seiner Ausgleichs­ chen Gegebenheiten zu berilck-· beste 	 Es ist sicherzustellen, daß diesea) 	der bereitstellen, wenn
funktion alS gesundheitlicher Vor­ sichtigen und Fehlinvestitionen zu 	 an meinden Mittel vom LaDdessportbund un­Sportstä 	 Vereine zu Eigenbauten nichtverhindern.beugung eine immer größere Bedeu­ b) ausgebildete portlehrer ver­ in der Lage sind. mittelbar den Vereinen zugute 
tung zu. 2. Die F.D.P. fordert eine Verein­ kommen.stärkt In ihr 
Die Freizeit gewinnt einen immer heitticllUng der Richtlinien für 6. Die F.D.P. will die bisherige 	 9.setzt und 	 Mit den Zielen der Sozialintegra­
breiteren Raum. Ein großer Teil der den Sportstättenbau. Dabei ist 	 Sportvereinsbesteuerung ändern.c) 	mehr Lehrauf räge für Sport- tion, der RehabUitation und der
Bevölkerung nutzt diese Freizeit zu darauf :;ru achten, daß .in der Re­ lt werden. Es ist für jedes aktive Mitglied 	 sol­unterricht ert 	 Gesundheitsvorsorge sollen
sportlicher Betätigung. Dafür in Zu­ geil wettkampfgerechte Anlagen 	 (besonders für jugendliche lI;fit ­

Durch Leh bedingter 	 che Bevölkerungskreise, die bis­
sammenarbeit mit den Vereinen die geschaffen werden. 	 glieder) ein Steuerfreibetrag zu 

Unterriehtsausfa darf nicht ein­	 her sportlich weitgehend inaktiv 
notwendigen Voraussetzungen zu Sporthallen sollten mindestens 	 schaffen, denn nur so ist eine

seitig zu Lasten des Sportunter-	 waren (ausländische Arbeitneh­
schaffen, ist eine weitere wichtige die Größe 27 x 45 m Spielfläche 	 gerechte Besteuerung von Verei­

r}chts gehen.. • 	 mer, Behinderte usw.), verstärkt
Aufgabe staatlicher Sportförderung. haben. Die Sportstättenbau-Richt­	 nen mlt einer großen Anzahl von am Sportbetrieb beteiligt werden.
In einer ang:messenen Relation. da­ linien Slind an die neuasten Er­ 5. Die F.D.P. wird I sich bemühen, aktiven Mitgliedern möglich. Insbesondere sind entsprechende
zu muß auch denjenigen, die dies als kenntnisse anzupassen. die Fördermöglichkeiten für ver­

Die F.D.P. wird in den Kreilö\en 	 Angebote der Vereine zu fördern.etnseigene Sportbaumaßnahmen 7.Leistungssport betreiben, die Mög­ 3.. rne F.D.P. wird sich dafUr ein­ und Gemeindoo darauf dringen, Der Bedarf an sportlicher Be­
lichkeit dazu geboten werden. Da­ setzen, daß der bisher bestehende auf folgende Regelung umzustel­

die Schulhöfe so zu gestalten und tätigungsmöglichkeit für nicht 
bei s+.eht nicht nationales Prestige, 	 len:Satz von DM 7,- an Landes­	 aUszustatten, daß sich die Schü­ Vereinsgehundene wächst. Dieser
sondern die individuelle Freihett zu spot'tmitteln rur Ubungsleiter auf a) Vereinen, die uf Landesmittel ler während der. Pausen sportlich 	 Tatsache muß neben dem Pr0­
solcher Betätigung im Vordergrund. DM 15;- erhöht wird. 	 für Sportbaut nicht verzich­ betätigen können (BasketbalIkör­	 gramm des zweiten Wegs in Zu­
1. 	 Die F .D.P. tritt dafür ein, die 4. Ll."berale Sportfßrderung läßt dem ten· können, ird wie biSher be, Volileyballfeld.. Tenniswände). kunft verstärkt durch die Unter­

Zustätldigkeiten für die Sportför­ Schulsport besondere Bedeutung ein verlorene Zuscbuß ge­ Darüber hinaus sollten die Schul­ stützung der Kommunen bei der
währt.derung und den Bau von Sport­ zukommen.. Die F .D.P. wird dabei höfe in den Ferien und an un­ Errichtung entsprechender Anla­

stätten in eioom Landesministe- sicherstellen, daß in allen Schul- ~ Für Vereine, die auf solche terrichtsfreien Nachmittagen so- gen Rechnung getragen werden. 

Unter Ftlltriung liberaler Wlrtschafts­ dort zu schaffenden T~i1zettar­
politt'ker in Bund \1nd Ländern ist beitsplätze sind im Angestellten.. 
es durch Anwendung konsequent verhältnis mit gesetzlicher Kün­Markierungspunkte ~ür eine liberale 
marktwtrtschaW,iche.r MitieI gelun­ digung einzurichten.. 
gen, die Auswir'kungen der welt ­ -	 die Vermlttlwo.gskapazität und die 
weäen Wirtschaftskrise in Greazen Effektivität der .Arbeitsverwal­Wirtschaftspolitikzu hal1en lmd den allgemeinen 	 tung massen verbessert werden. 
WoAIstand 'lltUSef'er BeYMkerung Z1Il Das bedeutet, daß 
sichern.. Die Probleme und Risiken, 	_ Etie Gewährleistung der Versor- S. Der Staat ist in Selbstbedie- Die unbesetzten Arbeitsplätze stel ­ • 	 Mißbräuche bei der Inan­die sich für die dootsehe Wirtschaft gung von Wirtschaft und Ver- nungsladen. übe zogene Ansprü- len ein Wachstumspotential dar, das spruchnahme der Arbeitslosen­ans den intemeti.onalen Währtmgs- brauchern mit Energie als eine che einzelner ppen an den es zu mobilisieren gibt. Ein so sti ­ versicherung und der Arbeits­
schwierigkeiten, aus der Ölkrise und der Voraussetzungen ror die Si- Staat sind eben abzulehnen wie muüertes Wachstum würde einen vermittlung beseitigt werden,
der Rezession m den meisten Indu- cherung kÜnftigen Wohlstandes. überzogene Ansprüche des Staa-· entscheidenden Beitrag zur Konso­
strl.estaaten ergaben, konnten einge- . tes an das Sozialprodukt. lidierung der öffentlichen Haushalte • die Zumutbarkeit einer ange­

grenzt werden. Bei der Bekämpfung 	Bei der Bewältigung dieser Auf­ botenen Arbeit den Gege­
und zur Sanierung der Sozialver­	 an 
der Inflation sind wesentliche Er-	 gaben gehen wir Liberalen von den I. benheiten des ArbeitsmarktesVonbeschäftigUnJ erreidlbar sicherungsträger leisten und die Si­
folge erzielt worden. Es geht uns 	Grundüberzeugungen aus, die in den zu messen ist,

machen unter Mitverantwortung tuation auf dem Arbeitsmarkt nach­
besser, als manche uns glauben ma-	 KIELER THESEN der F.D.P. nieder- haftig verbessern. • die Arbeitsverwaltung mehrder einzelnen un~ dereben wollen. 	 gelegt s~d: auf den Außendienst umge­Die hessischen Liberalen legen fol ­ stellt werden muß,Bel grundsätzlicher Forttührung die- 1. Individuelle Freiheit, Selbstver- Sozialpartner genden Maßnahmenkatalog. vor: 

ser Politik, die sett nunmehr acht antwortung, Eigeninitiative und Die hessisehe F.D. 'zielt mit ihrer _ die hessischen Programme für • die Arbeitsmarktstatistik trans­
Jahl.!en In Hessen unter Verantwor- persönliche Leistung sind unver- Beschäftigungspoliti nicht nur wie die Problemgruppen des Arbeits- . parenter zu gestalten ist. 

tung von Heinz-Herbert Karry steh1;. zichtbar. 
 aadere Parteien a die Ausweitung marktes, z. B. für behinderte und Ein besonderes Problem des Ar­
sind in den kommenden Jahren fol­ 2. ChMcengerachtigkeit, die gleiche 	des Arbeitsplatzlim ebotes, sondern . längerfristig Arbeitslose, sind fort- beitsmark...."S stellen die Jugendlichen
gende Aufgaben vordri:pgUch: nicht nur garan­ etzung der vor-	 dar. die aufChance formal vorrangig ;mf die B zusetzen und zu intensivieren. Um Probleme diesem 
- die 9tlärkung c1esVertrauens in tiert., sondern auch real schafft, handenen Arbeitsp . tze ab. _ die berufliche Fortbildung und Teilar~eitsmarkt zu verringern, for­

die marktwirtschaftlicl>1e Ordnung ist wesentlicher Bestandteil einer Im März lag die !rbeitslosenqüote Umschulung muß intensiviert und dert die hessische F.D.P.: 
1i.beralen, offenen Gesellschaft..- die Slcbenmg eiRes hohen Be­ in Hessen bei 4,0 ]?rozent. Die Ar- stärKer den RealitäteD des Ar- - Schülern, Eltern nnd Lehrern sind 

schäf~tlmdes bei relativer 3. MarktwirtschaftlieherWettbewerb, beitsmarktentwicklubg in unserem beitsmarktes entsprechend einge- Branchenstrukturdaten aller ver­
PreisniveaostaWütä:'t durch ange­ sozialvel1lflichtetes privates Ei- Btlndesland ist dam~t günstiger ver- setzt werden. schiedenen Berufsfelder. Trends 
:messenes Wirtscl1aftswachs1um ~ gentum und Entscheidungsfrei­ laufen als 1m Bundesgebiet insge- _ Wirtschaft und Verwaltung sind und Entwicklungen der Berufs­

- die P6rdenmg der ln'Vestiticms­ heit für Verbraucher und PTodu­ samt (4,9 Proeentim März dieses anzuregen, mehr Teilzeitarbeits- aussichten in den verschiedenen 
und Innova~e.reftscbaft der lienten bilden den liberalen Ord­ Jahres). plätze, insbesondere für Frauen, Bereichen in verständlicher und 
Wirtscbaft, inBbeI!ondere die ver.. nungsrahmen. :Kinter den RÖ Arbeits- anzubieten. Anreize dazu sollen ansprechender Form zur Verfü­
stärkte Berih:ksiehtigung der Be- 4. Die Bewältigung der Arbeitslo­ marktzahlen 'verb gen sieb aber bestmdere Förderungsprogramme gung zu stellen. 
laage kleiDer utwl mUtkilrer Un­ stgkeit ist vorrangig eine Auf- zahlreiche Ein21elsch cksale. Anderer- der Landesregierwng bieten - - Ab dem 7. Schuljahr spll den 
tenwhmen gabe der Wirtschaft., insbeson­ seits jedoch bleibe offene Stellen ggf. sind bestehende Programme Schülern regelmäßig Berufsbera­

- die Ein~ der geburten­ .dere der Sozialpartner. Der Staat unbesetzt, wen es n qualifizierten neu zu gestalten. Im öffentlichen tung zuteil werden. Ebenso sol­
starken JaIv,gänge in das :.eeru~ ist jedoch zu flankierenden Maß­ Fachkräften und sei t aft Hilfskräf- Bereich verlangt dies eine· flexib- len die Eltern durch die Lehrer 
leben nahmen verpflichtet. ten fehlt. 1ere Beschäftigungspolitik. Die in regelmäßigen Abständen über 

http:lassen.en
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Wir wollen nicht-edermannsLieblinsein 


Am 8. Oktober wählen Hessens Bürger ihren neuen. Landtag. 
Der Wahlkampfladen ist geöffnet. Versprechungen und 
Zusagen, werden im So'nderangebot gehandelt. 

Wir verweigern uns dem politischen Sommer-Schlußverkauf. . 
Unser Wahlprogramm ist kein Versandkatalog. ' 

WeU wir keine Massenparlei sind. Weil wir keinen' unserer 
politischen Standpunkte aufgeben. um aucb nur eine Wähler­
"stimme zu gewinnen. 


Wer freiheitsrechte aufgeben, will - blne nächste TOr rechts. 

Wer die freiheit von Markt und WeHbewerb In den Abgrund 

befördern will ~ zweiter Eingang links. ,. 

WerUmwelfsmmulz dem Umweltschutz vorzieht, ist woanders 

besser aufgehoben., 


Wir sind keine Sonnenschein-Partei. Weil wir den Mut baben, 

nein zu sagen, wenn wir es für nötig halfen. Auch wenn alle 

anderen Ja nicken. 


Liberale waren schon Immer eine Idee kritischerr nachdenk­

licher, wactisamer. 

Libe'rale sind es gewohnt, sich gegen den Strom zu stellen. 

Ein Liberaler war noch nie ein politischer Jedermann. 


Wem dies nichl gefälll-Iul uns leid. 
 1 

Wir können nicht aus unserer Haul. 
, 

F. D. P. 

Di:e Liberalen 
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die Entwicklung und Trends der haben staatlicherseits gefördert be­ schlußgesetzes durch den Bun­ vate Lebensgestaltung. Eine gesicher­ '. und unterirdischen Kavernen für 
einzelnen Berufsfelder unterrich­ kommen, ist mittelstandsfeindlich. destag: .im Rahmen der derzei­ te Energieversorgung ist eine Schlüs­ die Druckluftspeicherung zur Dek­
tet werden. Nach Auffassung der F.D.P. ist ge- . tigen Rechtslage längerfristiger selfrage unserer wirtschaftlichen und kung des Spitzenbedarfs an 

- Der Bau und die Erweiterung rade die Stützung und breitgefächer- Großversuch in einem hessi- gesellschaftlichen Entwic..1dung. Strom aus dem nächtlichen 
von überbetrieblichen Ausbil ­ te Anwendung neuer Technologien schen Ballungsgebiet. Sowohl der notwendige Gesamtbe­ Stromüberschuß aus Grundlast­
dungsstätten und Gemeinschafts­ wesentlich für die Behauptung klei- 3. Leistungskontrolle auch für darf an Energie als auch der An­ kraftwerken 
lehrwerkstätten ist zügig voran­ ner und mittelständischer Unter­ Dienstleistungen. In diesem Sin- teil, der auf die einzelnen Energie­ - die EVU's sind zur Stromabnah­
zutreiben. nehmen gegenüber Großbe·trieben. ne setzt sich die F.D.P. zum träger entfallen soll, sind jedoch in me von idustriellen Betrieben zu 

-	 Für Mädchen sind venstärkt Aus­ Schutz der Verbraucher dafür ein, erheblichem Maße politisch gestalt ­ verpflichten, soweit diese über­
bildungsverträge auch in traditio­ IV•.Fremdenverkehr - daß - wie bisher schon z. B. für bar. schüssige Kapazitäten verfügbar
nellen Männerberufen anzubieten. ein entwicklungsfähiger das Kfz-Handwerk und für Tex­ haben 


Wirtsebaftszweig tilreinigungen - in allen Bran­ a) Sicherung der mengenmäßigen - die 'Kohlekraftwerke sind mit mo­
D. Die schwachen RegioRen Schiedsstellen Versorgung unter Bewahrungchen neutrale ge­	 dernen Elektrofiltern und Rauch­wirtschaftlich stärken Hessen ist in den letzten Jahrem zu­ schaffen werden, die rasch und bzw. Stärkung deS Wettbewerbs gasentschwefelungsanlagen auszu­
nehmend zu einem Ferienland ge­Liberale Strukturpolitik ist in Hes­	 ohne Gerichtskosten Streitigkei­ - Die Krisenvorsorge im Mineral­ rüsten.
worden. Der Fremdenverkehr stelltsen vor .allem regionale Struktur­	 ten zwischen Kunde und Anbieter ölbereich ist .durch Anbindung

politik, da dem Rhein-Main-Bal­ mit einem jährlichen Umsatz von über die Qualität der erbrachten 	 IX. Verkehrspolitik
des norddeutschen Pipeline-Sy­3 Mrd. DM einen bedeutenden Wirt­lungsraum unterschiedlich struktur­	 Leistung schlichten. stems an das süddeutsche zu ver­ Die Forderungen nach größtmögli­

schaftszweig dar.schwache Gebiete gegenüberstehen. 4. Die Herstellerhaftung muß bessern (die einzige hessische cher Mobilität und nach Schutz .der 
Die Ungleichgewichte in den Stand­ Das wollen wir weiter fördern, und konsequenter als bisher durchge­ Rafiinerie in Raunheim kann Umwelt stellen die Verkehrspolitik 
ortbedingungen müssen sowohl aus zwar durch folgende gezielte Maß­ setzt werden. dann bei SWrungen in dem einen vor eine schwere Aufgabe. Wir ver­
Grlinden der Herstellung gleichwer­ nahmen: System über das andere versorgt folgen ein Konzept, das die Ziele 
tiger Lebensbedingungen als auch VI. Marktwirtschaft fordert ein werden). Die Planungen für eine der Umwelt, Raumordnungs- und -	 Förderung spezieller Angebote 
aus Gründen des Umweltschutzes -	 Steuersystem, das Leistungen Mineralölraffinerie in Nordhes­ Strukturpolitik herüCksichtigt und

in 	der Vor- und Nachsaison für
langfristig abgebaut werden, und 	 nicht um ihren Lohn bringt sen sind fortzusetzen. das unter Beteiligung der betroffe­jenen breiten Personenkreis, der 
zwar durch Deshalb 	 nen Bürger realisiert werden soll.nicht an bestimmte Ferienzeiten 	 - Das Ferngasleitungsnetz ist ins­ Dazu gehören folgende Maßnahmen:Verbessenmg der Infrastruktur gebunden ist (zur Zeit knapp die - ist der Tarif für die Lohn- und besondere in strukturschwachen 

In den benachteiligten Gebieten Hälft~ der Bevölkerung), was zur Einkommensteuer im Sinne Gebieten weiter auszubauen (die - Die Verkehrssicherheit ist zu er-
mit öffentlichen ,Mitteln Räume Frankenberg/E., B~eden­ höhen durch: 

- Verringerung der Vorleistungen kopf sowie westHche Teile des • Verstärkte Verkehrserziehung

der öffentlichen Hand für die 
 Odenwaldes und __ Groß-Umstadt 

• 	 Beseitigung von Unfallschwer­
Standortbedingungen im Bal­	 sind noch anzuschließen). punkten
lungsraum. 	 - Die vorliegenden Prognosectaten 

• 	 Bau von Radwegen- Regionalpolitische Maßnahmen über den Stromverbrauch erfor­

müsseB unter genBiUer Angabe dern den Bau eines weiteren kon­ • Ausbau des Notruf- und 


Rettungswesensventionellen Mittellastkraftwer­
ner ständigen Erfolgskontrolle un­ kes. - Das Bundesfernstraßennetz 
des zn erwartenden Effektes ei ­

insbesondere das Autobahnetz ­terliegen, bzw. sollen gegebenen-­	 ~ Erst nach Ausschöpfung aller an­
ist 	weiter auszubauen. Die bishe­falls nach Erreichen gewisser 	 deren Möglichkeiten der Energie­
rigen Planungen sind jedoch an­Ziele auch gestoppt werden kön­	 versorgung darf der weitere Aus­
gesichts veränderter wirtschaft­nen. 	 bau der Kernenergie erfolgen. 
licher Daten und einer erheblichIn 	Zeiten eines geringe::en Wirt­ In der Zwischenzeit ist die Er­
kritischeren 'Betrachtung der da­schaftswachstums sind die struk­	 forschung und Verbesserung der 
mit einhergehenden Umweltbela­turschwachen Gebiete besonders 	 Reaktortypen weiter voranzu­
stung zu überprüfen und. gege­gefährdet und bedürfen daher 	 treiben. Dabei muß Sicherheit 
benenfalls zu korrigieren. Zur Er­verstärkt staatlicher Hilfe. 	 Vorrang haben. 
schließung strukturpolitisch

Hierzu dienen insbesondere die lan­	 Außerdem müssen die Entsor­ schwacher Räume sind .jedoch diedeseigenen Förderungsprogramme 	 gungsprobleme der bereits be­ Autobahnen Kassel/Gießen, Olpeldes liberalen Wirtschaftsministellt' 	 stehenden, im .Bau oder in: der Hattenbach und Frankfurt/Fulda
Heinz-Herbert Karry. Sie haben die 	 Planung befindlichen Kernkraft ­ zügig fertigzustellen.
Wirtschaftsstruktur in jenen Ge­	 werke eindeutig gelöst sein. 

-	 Das Grundnetz flächenerschlie­bieten s6 verbessert, daß der Ab­	 - Die Genehmigung zur Aufbewah­ ßender Landes- und Kreisstraßen .stand zum südhessischen Ballungs­	 rung von Kernbrennstoffen ist ist weiter zu verbessern.gebiet erheblich verringert werden zu erteilen, wenn überwiegende 
Der Bau von Ortsumgehungen istkonnte. Beweis hierfür: Während öffentliche Interessen, insbeson­ ­

die Arbeitslosenquote in Nordhes­ Viel Prominenz auf dem F.D.P.-Landesparteitag am 22.123. April in' Kas­ dere im Hinblick auf die Rein­ voranzutreiben, um die Lebens­

sen in der Rezessionsphal;e 1967/68 sel (sitzend von links nach rechts): von Sehoeler, Gries und Lange, (stehend I haltung des Wassers. der Luft qualität in den Städten und Ge.­

etwa dreimal so hoch wie im Süd­ von links nach rechts): Stein, Miscbnik. Wilke und Karry. und des Bodens, der Wahl des meinden zu verbessern. 

hessischen Verdichtungsgebiet war, Standortes der Anlage nicht ent­ - In den Verdichtungsgebietea ~t 


ist sie seit 1975 nur nOch tml we­ gegenstehen. der Verkehr auf leistungsfähigen 

niger als die Hälfl!e höher. Stellte 	 Trassen zu bündeln, um dadurchbe_ Auslastung des Gast­ gleichmäßiger Leistungsbezogen­das bessische Zonenrandgebiet 1967/ 	 Für Hessen bedeutet dies: beuhigte Wohnbereiche zu erhal­

raumangebotes führt. 	 heit zu ändern68 knapp ein Drittel und das ge­	 ten.Die Abhäl\gigkeit in der Strom­samte jetzige Fördergebiet der Ge­ - Erweiterte Angebote der Kur­ - soll dafür gesorgt wer-	
Kernkraft ist zu Eine Konkurrenz zum öffentlichenversorgung vonund HeHbäder auch für dem Ge­ den, daß beiderseitig berufstäti ­meinschaftsaufgabe fast die Hälfte 	 Nahverkehr sollte dabei soweitminimieren. Die Standortversor­

. aller Arbeitslosen in Hessen, so ent­ sundheiisurlaub, wodurch eine ge­ ge Ehepaare mit mindestens 1 	 wie möglich vermieden werden,gungspläne sind als Bestandteilsunde S.truktur 	 Kind Kosten für Haushaltshilfenfallen in jüngster Zeit auf diese der Kurorte mit 	 im Gegenteß ist eine gute An­des Landesraumorclnungspro­ausgeglichener Mischung von Kur­ (Voll- und Teilzeitkräfte} steuer­Gebiete nur gut 20 Prozent bzw. 	 bindung und ein' Ausbau der 
ein Drittel'der insge­ Erholungsurlaubern, Fa­ lich als Werbungskosten voll ab­ grarrnps vom Hessischen Landtag

Arbeitslosen gästen, 	 Park-:JIIld-Ride-Plätze notwendig.zu beraten und als Gesetz zumilienferien und auch Ta/l:ungs­ setzen können.samt. 	 Die zmu der Daue1"parkplätze fürverabschieden.gästen entstehen kann. - sind dia yom Ertrag uaabhängi­	 Pendler in den Innenstadtberei­-. Die Möglichkeit zum Bau weitererIIL Kleine und mittlere Betriebe ...:.... -- Im Rahmen der beStehenden För­ gen, also selbst bei Verlust zu 	 chen ist zu reduzieren.Großkraftwerke in den 90er Jah­für Marktwirtschaft unerläßlich derung siad Mittel für Moder­ zahlenden Steuern weiter zu re­ Außerdem sind beSsere Zubril'l ­ren und im nächsten Jahrhundertnrsierungsrnaßnahmen bzw. er­ duzieren
Kleine und mittlere Unternehmen 	 istoffenzuhalten, indem der ge1"straßen zu den öffentlichen 

gänzende In'll'ElStitionen bereitzu­ - ist die· LOhnswnmensteuer, diesind VOll besonderer Bedeutung 	 Fachplan Energie TeilJ. 11 ,;Kraft ­ Nahverkehrsmitteln und erfor­
stellen. 	 der Beschäftigungspolitik wider­ derlicher Parkraum zu schaffen,-	 für die Erhaltung einer leistungs­ werks-, Standort- und Trassen­

-	 Die bisherige Zer3pUtterung· de1" spricht - ~bzuschaffen planung" abgeschlossen wird. um den gebrochenen Verkehrfähigen Wirtschaftsstruktur Fremdenverkehrszuständigkeiten - sind Bagatellsteuern, bei denen 	 Straße/Schiene attraktiver wer­
-	 für die Sicherung des für die - Soweit auf 1i:nergiemärkten Wett­a\lf nahezu alle Resoorts der der gesamte Varwaltungsaufwand 	 den zu lassen.bewerb besteht, ist er zu erhal­Marktwirtschaft u.nerläßlichen Landesregiocung ist_ zu beseiti ­ oftmals höher ist als ihr Auf­ -	 Ferner ist beim Straßenbau auften und zu verstärken, d. h. z. B.,Wettbewerbs gen. kommen, endlich zu beseitigen, so 	 Natur- und Kulturdenkmaledaß die leistungsgebundene-	 für das Angebot a~ qualifizierten zum Beispiel Rücksicht zu nehmen.Energie Strom und Erdgas in ge­Ausbüdungsplätzen, das sogar V. Den Verbrauoher marktbewußter - die Wechselsteuer, die gerade trennten Händen liegen sollte,· da­ - Das S- und U-Bahn-Netz imtiber den eigenen Bedarf hin­ machen 	 jetzt der Politik der Zinssen­ mit der Sublttitionswettbewerb Raum des Frankfurter Verkehrs­

ausgeht, Ve1"braucherpe1itik ist für die hessi­ kung entgegensteht und gerade zwischen ihnen nicht ausgeschal­ verbundes ist zu vervoHständigen,
-für das Nachwachsen selbständi- schen Liberalen in erster Linie die für den Mittelstand belastend tet wird und daß bei monopo­ um durch erhöhte Attraktivität 

gerUnte1"nehmerpersoolichkeiten: Entwicklung eines Verbraucher-Be­ wirkt listischen Praktiken der Energie­ mehr Pendler als bisher von der 
DieseR Uftternehmen ist angesichts wußtseins. Der mündige Bürger muß - die GeträDke- und Schanker­ lieferanten staatliche Kontrooie Straße auf die Schiene zu brin­
besODdere1" Schwierigkeiten zu bel­ auch mündiger Konsument sein. Den laubnissteuer, die nicht über­ durch Preisaufsicht' nach dem gen. 
fen, die sich aus der Konkurrenz Verbrauchern muß bewußt werden, all und sonst auch nicht Energiewirtschaftsgesetz einzu­ - Bei Rationalisierungs- und Ba­
mit Großunternehmen 'sowie Grün­ daß mIr durch ihre KontrollfunktioJt gileichmäßig erhoben wird setzen hat. nierungsmaßnahmen der Bundes­
dUtlgs- und Erweiterungsproblemen und durch die Macht der Verbrau­ - die Vergnügungssteuer bahn und der dadurch erforderli ­

cher die soziale Marktwirtschaft, der 	 b) Energie sparen und Umweltergeben. 	 chen Netzkonzentration ist ein 
leistungsorientierte Wettbewerb funk­ Im Landeshaushalt ist 	 schonen gleichwertiges LeistungsangebotDie F:D.P. in Hessen setzt sich be­ tionieren. 	 - für eine Erhöhung des Anteils Angesichts der TatsachE!, daß auf der Straße sicherzustellen undsonde1"s dafür ein, der Investitlonsaufgaben und ei­ praktisch fast jede Art von Ener­Seit übernahme des Wirtschaftsmi­	 die Schaffung einer wirkungs­

1. die bestehenden Finanzierungs­	 ne entsprechende Minderung des gieerzeugung die Umwelt in be­ volleren Organisationsform dernisteriums durch Minister Heinz­hilfen überschaubarer zu machen, 	
,wurden Anteils rein konsumtiver Auf­ stimmter Weise belastet,' fordern Nahverkehrstri;iger . unter ver­Herbert Karry folgendesie auf mittelstandstypische Be­	 gaben zu sorgen wir, daß der Umgang mit Ener­Ziele erreicht: 	 stärkter Beteiligung der Gebiets­

dürfnisse zuzuschneiden, sie bei 	 gie so sparsam wie möglich zu-	 die Konsolidierung durch das körperschaften vorzusehen.
Bedarf schnellstmöglich aufzu­ - Zunahme der Landeszuschüsse 	 erfolgen hat.langfristige Ziel des Abbaus vonfür 	 Während der versuchsweisen Er­stocken und sie so unbürokratisch Verbraucherberatung von Defiziten im Auge zu behalten. 	 probung solcher Organisations­wie möglich abzuwickeln; 300 000 auf 1 Mio DM 	 Das bedeutet; 

formen sind die Verkehrsgemein­
2. 	 die Programme für Betriebsbera­ - ein Netz von 37 Verbraucherb&­ - Senkung des stromverbrauchs woVII. Bürger an Sparkassen 	 schaften weiter zu fördern. 

ratungs~ und -informationsstellen 

in ganz Hessen beteiligeu - Die geplante Schnellstrecke Han­
tung, Außenhandelsberatung und 	 möglich zugunsten anderer Ener­

Unternehmerschulung tnit einem 	 giearten mit rationellerem Wir­
nover - Kassel - Würzburghöheren Mittelansatz zu versehen - Anstieg der. Beratungsfälle bei Den Bürgern soll eine Beteiligung kungsgrad insbesondere bei Ge­
muß auch einen Haltepunkt Fuldaund sie - sofern eine entspre­ der Verbraucherzentrale Hessen am Kapital von öffentlichen Spar­ bäudeheizung und Warmwasser­ erhalten, um eine Bedienung deschende Nachfrage erkennbar ist e. V. von unter 50 auf über kassen ermöglicht werden. Die Ka­ bereitung. Al11Dählicher Abbau strukturschwachen osthessischen -	 zu intensivieren; 200'000. pitaleinlage ist mit einem Mitwir­ verbrauchsfördernder Stromta­ Raumes zu gewährleisten.kungsrecht am Verwaltungsrat ZJ.l rife.3. 	 Existenzgründungen gezielt zu In der neuen Legislaturperiode wol­ Die jetzt in Bebra sta­fördern; (Ziel liberaler Wirt­	 verbinden. - weitgehende Nutzung der Abwär­len .oie hessischen Liberalen die 	 tionierten Wartungsdienste derschaftspolitik muß es sein, einem folgenden verbraucherpolitischen Dafür sind die rechtlichen Voraus­ me aus Kraftwerken und son­ Deutschen Bundesbahn müssen im

möglichst großeJll Kreis den Zu­	 setzungen zu' schaffen. Auf diesem stigen Anlagen für HeizzweckeMaßnahmen verwirklichen: 	 Kreis Hersfeld-Rotenburg verblei­gang zur unternehmerischen Be­	 Wege können die Sparkassen nach - Förderung besonders rationeller1. Stärkerer Einsatz der Medien 	 ben.
tätigung zu erleichtern.) außen geöffnet werden, und es ließe Techniken, wie z. B. die ohne zu­(Fernsehen Regionalprogramm, sich der ,politische Einfluß auf Ge­ - Für den Flughafen Frankfurt a.

4. 	 mittelständische Selbsthilfeein- sätzlichen Stromverbrauch arbei­Rundfunk 3. Programm,· Tages­	 M. - dem zentralen Luftknoten­
richtUngen finanziell zu stärken; zeitungen, Zeitschriften) in der 

schäftsführung und -kontrolle auf tende Gaswärmepumpe ·(ggf. auch 
punkt der Bundesrepublik undein vernünftiges Maß vermindern. dieselölgetriebene Wärmepumpe)5. 	 1Iechllliscbe Neuentwicklungen der Verbraucherberatung, zentrale Ab­ Europas - ist die vorgesehene

kleineren und mittleren Unter­ rufbarkeit von Fachinformationen. - Einsatz der Solarenergie für Startbahnverschiebung unerläß­"VIII. Sicherung der Energieversor­ Heizzwecke, wo immer dies mög­nehmen durch ein speziell auf 2. Flexible Gestaltung der Laden­ lich, um Sicherheit und Leistungs­
diese Unternehmensgröße zuge­ öffnungszeiten. Dadurch wird gung lich ist fähigkeit des Flugbetriebes zu 
schnittenes und praxisorientier­ auch Berufstätigen die Möglich­ Alle Bereiche unseres Lebens sind - weitere Verbesserung der Ge­ erhöhen. 
tes Landesförderungsprogramm keit zu kritischerer und preis­ auf eine ausreichende Energiever­ bäudeisolierung gegen Wärmever­ Entsprechend der Entwicklung 
anzuregen. bewußterer Auswahl gegeben. sorgung angewiesen: Industrie, luste des Luftverkehrs kann auch eine 

,Die augenblickliche Praxis, daß na­ Bis zu der von der F.D.P. gefor­ Landwirtschaft, Verkehr, der - Bereitstellung ausreichender Ka­ zusätzliche Startbahn erforder­
hezu nur Großunternehmen FE-Vor- derten Änderung des Laden- Dienstleistungsbereich und die pri- pazitäten an Pumpspeicherwerken lich werden. 
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